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(1) Ziel und Gültigkeit 

Allen unseren Bestellungen und Aufträgen für Bau- bzw. Montageleistungen liegen ausschließlich die nachstehenden besonderen Ver-
tragsbedingungen für Bau- und Montageleistungen zugrunde. Alle individuellen Regelungen gehen vor, insbesondere solche der Bestel-
lung und des Verhandlungsprotokolls, , wenn und soweit sie zugrunde gelegt wurden, sowie das Leistungsverzeichnis einschließlich Vor-
bemerkungen. Ein Abgehen von diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder ein Kontrahieren zu Allgemeinen (Liefer-, Geschäfts- etc) 
Bedingungen des AN bedarf der schriftlichen Einverständniserklärung seitens des AG. 

(2) Definitionen: 

AG  = Auftraggeber 

AN  = Auftragnehmer und alle seine Erfüllungsgehilfen 

KUNDE  = Kunde des Auftraggebers und Auftraggeber des Kunden 

Mitarbeiter = Repräsentanten, gesetzliche Vertreter, Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen des AG bzw. des AN 

VP   Verhandlungsprotokoll 

SU   Subunternehmer 

(3) Umsatzsteuer 

Nachfolgend bezeichnete Beträge, insbesondere Angebots-, Auftrags- und einvernehmlich oder rechtskräftig festgestellte Abrechnungs-
summen, Vertragsstrafen und Sicherheiten bezeichnen den jeweiligen Nettowert. Ist der AN zur Abfuhr der Umsatzsteuer verpflichtet, 
versteht sich der jeweilige Betrag jeweils zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer. 

(4) Datenschutz 

Die 100%ige Gesellschafterin der AG ist ein ISO/IEC 27001 zertifiziertes Unternehmen mit hohem Sicherheitsstandard, der auch der AG 
besonders wichtig ist und daher haben der AG und der AN die Umsetzung der gesetzlichen Regelung nach der Datenschutz-Grundver-
ordnung (DSGVO) und dem österreichischen Datenschutzgesetz ( DSG) in besonderem Maße zu beachten und einzuhalten. Der AN ist zur 
Einhaltung der Bestimmung der DSGVO und des DSG in der jeweiligen Fassung verpflichtet. Er darf nur diejenigen Personen für die Er-
bringung der Leistungen einsetzen, die er entsprechend geschult und auf das Datengeheimnis verpflichtet hat. 

(5)  Mitarbeiter des Lieferanten, Nachunternehmer  

Erbringt der AN die Leistung im Betrieb des AG, hat der AN die dort geltenden Sicherheitsvorschriften, insbesondere die Informationssi-
cherheitsrichtlinie einzuhalten, die ihm der AG auf Anfrage zur Verfügung stellt. Ebenso wird der AN diese Richtlinien bei Erbringung der 
Leistung durch Fernzugriff unbedingt einhalten.  
Der AN darf zur Erbringung seiner vertraglich geschuldeten Leistung Subunternehmer nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung des 
AG einsetzen. Der AG darf seine Zustimmung nicht unbillig verweigern. Für den Fall der Zustimmung ist der AN verpflichtet, dem Subun-
ternehmer die gleichen Rechte und Pflichten vertraglich aufzuerlegen, die er gegenüber dem AG hat.  

Der AN schult die für die Leistungserbringung eingesetzten Mitarbeiter und Subunternehmer entsprechend der zur Verfügung gestellten 
Sicherheitsvorschriften und stellt sicher, dass diese sich der Notwendigkeit der Einhaltung der Sicherheitsvorschriften bewusst sind und 
diese einhalten. Er wird dafür sorgen, dass sich weder seine Mitarbeiter noch Subunternehmer Zugang beschaffen, die über den norma-
len Genehmigungsprozess hinausgehen und sie entsprechend zur unbedingten Einhaltung der Sicherheitsvorschriften verpflichten.  

Endet die Leistungserbringung gleich aus welchem Grund, wird der AN dafür sorgen, dass sämtliche erhaltenen Zugriffsmöglichkeiten 
auf die Systeme, Gebäude und Räumlichkeiten unverzüglich, längstens binnen 3 Arbeitstagen zurückgegeben bzw. gelöscht werden.  

 

(6)  Geheimhaltung  

Der AN ist verpflichtet, Betriebsgeheimnisse des AG für eine unbegrenzte Zeit vertraulich zu behandeln und sie an keinen Dritten weiter-
zugeben. Mit Betriebsgeheimnissen sind alle im Rahmen der Vertragsdurchführung erlangten Informationen von oder über den AG zu 
verstehen. Der AN darf seinen Mitarbeitern und/oder Subunternehmern nur Zugang zu den Betriebsgeheimnissen gewähren, soweit dies 
für die Ausführung des jeweiligen Vertrages notwendig ist. So berechtigte Mitarbeiter sind, diesen Bedingungen gemäß, zur Geheimhal-
tung zu verpflichten.  
 
Keine Betriebsgeheimnisse im Sinne der obigen Bestimmung stellen Informationen dar, welche 
 
(i)  dem AN bereits bei Übermittlung bekannt waren,  

(ii)  nach Übermittlung ohne Verschulden des AN bekannt geworden sind,  

(iii) vom AN eigenständig und ohne Nutzung der Betriebsgeheimnisse entwickelt worden sind,  

(iv)  die der AN aufgrund Gesetzes, behördlicher Verfügung oder gerichtlicher Entscheidung veröffentlichen muss, vorausgesetzt, 
der Partei wurde ausreichend Zeit zur Abwehr dieser Maßnahmen gewährt.  
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Der AN hat unaufgefordert nach vollständiger Ausführung und Abnahme der Leistungen unverzüglich, längstens binnen 3 Werktagen, 
alle erlangten Betriebsgeheimnisse, soweit auf Datenträgern oder anderen physikalischen Unterlagen vorhanden, vollumfänglich zu ver-
nichten und deren Vernichtung schriftlich zu bestätigen.  

Soweit der AN oder ein von ihm beauftragter Dritter im Rahmen der Vertragsdurchführung auf Speichermedien eines Kunden des AG 
zugreifen muss, stellt der AN sicher, dass ein Zugriff auf personenbezogene Daten verhindert oder so gering wie möglich gehalten wird. 
Der AN wird seine mit der Durchführung des Vertrages bestellten Erfüllungsgehilfen auf die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Best-
immungen verpflichten. Auf Verlangen des AG hat der AN mit dem AG eine Auftragsdatenverarbeitungsvereinbarung abzuschließen.  
 

(7)  Informationssicherheit  

Dem AN ist die besondere Notwendigkeit eines umfassenden Schutzes von Informationen und Daten bewusst. Er wird die Daten und 
Informationen des AG und seiner Kunden nach dem Stand der Technik gegen jeden unberechtigten Zugriff, Veränderung, Zerstörung 
oder Verlust, unerlaubte Übermittlung, Verarbeitung und sonstigen Missbrauch sichern. Die Sicherung wird durch Vorkehrungen und 
Maßnahmen durchgeführt, die dem Stand der Technik sowie den Sicherheitsrichtlinien des AG entsprechen („Informationssicherungs-
maßnahmen“). 

(8)  Informationspflicht, Audits  

Der AN ist verpflichtet, den AG über jeden Verstoß im Zusammenhang mit Informationssicherheitsmaßnahmen, sowie jeden Verdacht 
eines zu befürchtenden Vorfalles und/oder Verstoßes unverzüglich zu benachrichtigen. Der AN wird nach Absprache mit dem AG Maß-
nahmen ergreifen, um nachteilige Folgen für Betroffene, sowie weitere Vorfälle und Verstöße in Zukunft zu verhindern. Das Gleiche gilt 
für während der Leistungsausführung auftretende Vorfälle und Verstöße. Auf Anforderung des AG ist der AN verpflichtet, Auskunft über 
die Einhaltung der Informationssicherheitsmaßnahmen zu erteilen.  

Der AG ist berechtigt, die Maßnahmen zur Einhaltung der Geheimhaltungs-, Datenschutz- und Informationssicherheitsbestimmungen 
dieser Einkaufsbedingungen während der üblichen Geschäftszeiten in den Räumen des AN durch den Informationssicherheitsbeauftrag-
ten zu überprüfen oder durch einen Dritten überprüfen zu lassen. Dazu wird der AN dem AG Einsicht, Zugriff und Auskünfte über alle 
erforderlichen Unterlagen, Finanzberichte, Systeme und andere Materialien, die relevant für den Geschäftsbetrieb des AN sind, gewäh-
ren.  
 

(9)  Qualitätssicherheit  

Der AN verpflichtet sich die Leistung unter Einhaltung durch Anwendung geeigneter Qualitätssicherungssysteme, z.B. DIN EN ISO 9001 
ff, 14001 ff, oder gleichwertiger Art zu gewährleisten. Der AG ist berechtigt einen Nachweis über diese Qualitätssicherung zu verlangen 
und sich von der Art der Durchführung durch Prüfungen und Kontrollen an Ort und Stelle zu überzeugen. 
 

(10)  Compliance/Exportkontrolle  

Der AN verpflichtet sich, keine Handlungen zu begehen und Handlungen zu unterlassen, die zu einer Strafbarkeit wegen Betrug und 
Untreue, Straftaten gegen den Wettbewerb oder vergleichbarer Delikte von beim AN beschäftigten Personen oder beauftragten Dritten 
führen können.  

Für den Fall, dass sich ein AN oder ein ihm zurechenbarer Dritte (zB Mitarbeiter oder Subunternehmer) gesetzeswidrig verhält, steht dem 
AG ein außerordentliches Rücktritts- bzw. Kündigungsrecht aller mit dem AN bestehenden Verträge zu. Die Kündigung bzw der Rücktritt 
können in diesem Fall mit sofortiger Wirkung erfolgen. Sollte dem AG durch dieses Verhalten ein Schaden entstehen, kann dieser beim 
AN geltend gemacht werden. 

Auf Anforderung des AG ist der AN zur Abgabe von Lieferantenerklärungen verpflichtet, die den Erfordernissen der Verordnung (EG) 
1207/2001 entsprechen. Er stellt diese rechtzeitig, spätestens mit der Annahme der Bestellung zur Verfügung. Wenn Langzeitlieferanten-
erklärungen verwendet werden, hat der AN Veränderungen der Ursprungseigenschaft mit der Annahme der Bestellung unaufgefordert 
dem AG mitzuteilen. Das tatsächliche Ursprungsland ist in jedem Fall in den Lieferpapieren zu benennen, auch wenn keine Präferenzbe-
rechtigung vorliegt.  
Auf Anforderung ist der AN verpflichtet, dem AG alle weiteren Außenhandelsdaten zu den Waren und deren Bestandteilen schriftlich 
mitzuteilen, sowie ihn unverzüglich über alle Änderungen der Daten schriftlich zu informieren.  
 
 
 
 
 
§ 1 Vertragsgrundlagen 

1.1 Vertragsgrundlagen sind die in Ziff. 1 
des Verhandlungsprotokolls (im 
nachfolgenden VP) bestimmten Ver-
tragsgrundlagen. Bei Streitigkeiten 
aus oder im Zusammenhang mit dem 
zwischen AN und AG abgeschlosse-
nen Vertrag, kommt österreichisches 
Recht zur Anwendung.  

1.2 Weichen in den Vertragsgrundlagen 
die Anforderungen an die Geltend-
machung von geänderter oder zu-
sätzlicher Vergütung, Laufzeitverlän-
gerung oder sonstigen Forderungen, 

an Dokumentation, an etwa erforder-
liche Nachweise und an die Voraus-
setzungen für die Abnahme vonei-
nander ab, sind sie insgesamt zu er-
füllen. Dies kann auch durch Umset-
zung der jeweils weitestgehenden 
Anforderungen geschehen, wenn und 
soweit diese die weniger weitreichen-
den Anforderungen erfassen.  

1.3 Vertragsbedingungen des AN ein-
schließlich seiner Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen werden nicht 
Vertragsbestandteil. Diese bleiben 
ausdrücklich ausgeschlossen und 
werden vom AG nicht anerkannt. Das 
gilt auch für alle weiteren fremden 

Allgemeinen Lieferbedingungen wie 
z. B. ZVEI, VDI usw. Auch mögliche 
Montage- und Dienstleistungsbedin-
gungen des AN sind ausgeschlossen. 

§ 2 Basis von Angeboten und 
Aufträgen 

2.1 Der AN ist verpflichtet, die Leistungs-
beschreibung, die überreichten Plan-
unterlagen sowie die weiteren Ver-
tragsunterlagen gewissenhaft zu prü-
fen (insbesondere hinsichtlich der 
Maße und Massen) und den AG auf 
Widersprüche, Unklarheiten und / o-
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der Ungenauigkeiten einzelner Ver-
tragsbestandteile, die sich auf Art und 
Umfang der zu erbringenden Leistun-
gen beziehen, schriftlich hinzuweisen. 

2.2 Der AN bestätigt, dass er sich über 
alle Einzelheiten der zu erbringenden 
Leistungen in eigener Verantwortung 
Klarheit verschafft hat und ihm die 
Beschaffenheit des Bauobjekts und 
die örtlichen Verhältnisse entweder 
bekannt sind oder er auf eigenes Ri-
siko davon abgesehen hat, sich die 
erforderliche Kenntnis zu verschaffen. 
Bietet der AN ohne Ortsbesichtigung 
an, so gehen eventuelle Nachteile zu 
seinen Lasten. 

2.3 Risiken in der Angebotskalkulation 
des AN müssen dem AG schriftlich 
mitgeteilt werden. Werden keine Ein-
schränkungen gemacht, gelten alle 
Risiken des möglichen Auftrags als 
einkalkuliert und gehen zu Lasten des 
AN. 

2.4 Der AG darf die hinterlegte Kalkula-
tion des AN zur Prüfung von Nach-
tragsforderungen des AN öffnen. Der 
AN erhält Gelegenheit, bei der Öff-
nung der Kalkulation anwesend zu 
sein. Nach Einsichtnahme ist die Kal-
kulation in Anwesenheit des AN wie-
der zu verschließen und sodann sicher 
zu verwahren.  

2.5 Mehrkosten für z. B. schwierige Um-
stände, gleichzeitiges Arbeiten meh-
rerer Gewerke, Höhen sowie Entfer-
nungen auf der Baustelle usw. können 
nicht geltend gemacht werden. 

2.6 Die geschuldete Leistung umfasst 
auch alle Nebenleistungen im Sinne 
der Ziff. 4.1 jeglicher einschlägiger 
Vorschrift der ÖNORM B2110, ge-
setzlich vorgeschriebene oder ver-
traglich vereinbarte Prüfungen und 
Abnahmen, Mess- und Prüfgeräte, 
Inbetriebsetzung und den Probebe-
trieb. 

2.7 Liefer- und Leistungsangebote des 
AN sind immer für den AN verbindlich 
und für den AG unverbindlich und 
kostenfrei. Sie basieren immer auf 
den vorliegenden Allgemeinen Ein-
kaufsbedingungen für Bau- und 
Montageleistungen des AG. 

2.8 Durch den Akt der Abgabe des Ange-
bots durch den AN an den AG werden 
die Bedingungen des § 2.7 durch den 
AN akzeptiert. Eine eventuelle schrift-
liche Heranziehung der AGB´s des AN 
in seinem Angebot wird und ist un-
gültig. 

 

§ 3 Verantwortlichkeiten, Voll-
machten, Bauleitung 

3.1 Der Projektleiter besitzt Vollmacht 
gegenüber dem AN nur, soweit im 
Verhandlungsprotokoll seine Vertre-
tungsberechtigung bejaht ist. 

Der Projektleiter ist jedoch in keinem 
Falle berechtigt, Formulierungen oder 
Klauseln dieser besonderen Bedin-
gungen oder des Verhandlungspro-
tokolls nach Abschluss zu verändern 
oder zu streichen. Derartige Änderun-
gen oder Streichungen bedürfen der 
ausdrücklichen Zustimmung der Ge-
schäfts- oder Einkaufsleitung des AG. 

3.2 Der AN benennt schriftlich spätestens 
bei Arbeitsbeginn einen verantwortli-
chen Fachbauleiter. Dieser ist berech-
tigt, den AN gegenüber dem AG 
rechtswirksam zu vertreten. Er ist für 
die Qualität, die Arbeitsvorbereitung 
und den Personaleinsatz sowie für die 
Einhaltung der arbeitsrechtlichen und 
arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften 
auf der Baustelle verantwortlich. 

3.3 Der Baustelleneinsatz des AN-Fach-
bauleiters endet mit Ende des Pro-
jekts. Seine Abberufung ist nur mit 
Genehmigung des AG zulässig. Jede 
vorübergehende Abwesenheit wäh-
rend der Montagezeiten, wie auch 
immer begründet, ist dem AG unver-
züglich mitzuteilen. In diesem Fall ist 
vom AN ein gleichwertiger Stellver-
treter zu benennen. 

3.4 Der AN hält den AG bezüglich sämtli-
cher Schäden, Verlusten, Nachteilen 
und Ansprüchen Dritter schad- und 
klaglos, die aus einer Nichtverfügbar-
keit des Fachbauleiters resultieren 
sollten. Hierunter fällt auch, wenn sich 
Mitarbeiter des AN ratsuchend auf 
der Baustelle an den AG wenden soll-
ten und eine dann unumgängliche 
Reaktion des AG als eine bei einem 
Werkvertrag an sich nicht vorgese-
hene Weisung gegenüber den Mitar-
beitern ausgelegt werden sollte. 

§ 4 Allgemeine Pflichten der 
Parteien bei der Auftrags-
ausführung, Rahmenbedin-
gungen 

4.1 Der AN hat die komplette Liefer- und 
/ oder Leistungspflicht für den ver-
tragsgegenständlichen Gegenstand / 
das vertragsgegenständliche Gewerk. 
Dies umfasst alles, was für eine kom-
plette und fachgerechte Ausführung 
der Leistung und für deren Verwen-
dungszweck erforderlich ist, auch 
dann, wenn einzelne Lieferungen / 
Leistungen in der Leistungsbeschrei-
bung nicht bzw. nicht vollständig auf-
geführt, jedoch technisch erforderlich 
sind.  

4.2 Der AN erbringt die durch die Ver-
tragsgrundlagen und durch die Lie-
fer- und Leistungsbeschreibung in 
Ziff. 1 VP beschriebenen Lieferungen 

bzw. Leistungen den Vertragsumstän-
den entsprechend, verwendungsfähig 
und zwecktauglich, frei von rechtli-
chen oder tatsächlichen Hindernissen 
der Nutzbarkeit für den AG, zu der 
vereinbarten Leistungszeit in der ver-
einbarten Art und Weise (Leistungs-
umfang des AN). 

4.3 Der Leistungsumfang des AN ent-
spricht insbesondere den anerkann-
ten Regeln der Technik, den maßgeb-
lichen Umweltschutz-, Unfallverhü-
tungs- und anderen Arbeitsschutz-
vorschriften sowie den allgemein an-
erkannten, sicherheitstechnischen 
und arbeitsmedizinischen Regeln, die 
am Erfüllungsort gelten.  

4.4 Der AN führt die ihm übertragenen 
Arbeiten selbständig, in eigener Ver-
antwortung, sachgemäß und sorgfäl-
tig aus. Dabei hat er zugleich auch die 
Interessen des AG zu berücksichtigen. 
Der AN unterliegt keinem Weisungs- 
und Direktionsrecht seitens des AG; er 
hat jedoch fachliche Vorgaben des 
AG insoweit zu beachten, als dies die 
ordnungsgemäße Vertragsdurchfüh-
rung erfordert. 

4.5 Der AG erteilt dem AN die zur Erstel-
lung eines Angebots bzw. zur Ausfüh-
rung des Auftrags erforderlichen In-
formationen und Auskünfte. Soweit 
erforderlich, werden technische Un-
terlagen wie Konstruktionszeichnun-
gen, Anlagenpläne, Programmablauf-
beschreibungen oder Modelle usw. 
zur Verfügung gestellt, sofern diese 
vorhanden sind. 

4.6 Der AN prüft jederzeit eigenständig 
und eigenverantwortlich, ob durch 
die in § 1 benannten Vertragsgrund-
lagen sowie die ihm ansonsten zur 
Verfügung stehenden Informationen 
der Leistungsumfang des AN verwen-
dungsfähig, zwecktauglich und frei 
von rechtlichen oder tatsächlichen 
Hindernissen vereinbarungsgemäß 
erbracht werden kann. Hindernisse 
hat der AN unverzüglich, d.h. ohne 
schuldhaftes Zögern anzuzeigen (An-
zeigepflicht). 

4.7 Einwendungen aufgrund neuer Er-
kenntnisse sind insoweit spätestens 
vor Beginn der Ausführung der Ver-
tragsleistungen schriftlich dem AG 
anzuzeigen. Eine Verletzung dieser 
Pflicht führt zum Verlust etwaiger Zu-
satzansprüche. 

4.8 Der AG behält sich vor, die Qualität 
der erbrachten Leistungen zu über-
prüfen. Die Überprüfungen finden je-
weils im Beisein des AN statt, soweit 
erforderlich und möglich. 

4.9 Alle vom AN zu erbringenden Leis-
tungen müssen in handwerklich ein-
wandfreier, den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik und entspre-
chend gültiger Normen ausgeführt 
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werden. Erweiternd und in der im Ver-
handlungsprotokoll festgelegten 
Rangfolge sind mit dem AN als Ver-
tragsgrundlage gemäß Ziff. 1.1 VP 
vereinbarte weitergehende techni-
sche Anforderungen, Vorschriften, 
Spezifikationen und Werksnormen 
des KUNDEN oder des Betreibers der 
zu errichtenden Anlage zu berück-
sichtigen. Eine von den Vorschriften 
abweichende Ausführung der Mon-
tage gilt als Mangel und ist durch den 
AN zu dessen Lasten zu korrigieren. 
Das gilt sinngemäß auch für alle Lie-
ferungen des AN. 

4.10 Soweit nicht ausdrücklich etwas an-
deres vereinbart ist, hat der AN die im 
Vertrag einschließlich der Vertragsbe-
standteile festgelegten Vorgaben für 
Materialien, Fabrikate, Produkte, Lie-
ferungen usw. verbindlich zu beach-
ten. Lieferungen oder Leistungen 
„gleichwertiger Art“ sind nur mit aus-
drücklicher und schriftlicher Zustim-
mung des AG gestattet. 

4.11 Der AN darf nur fabrikneue, einwand-
freie Baustoffe, Bauteile und Ausstat-
tungen verwenden, die den einschlä-
gigen Normen und Prüfzeichen ent-
sprechen. Es dürfen nur Materialien 
verwandt werden, für die ein Nachlie-
ferungszeitraum von mindestens 10 
Jahren gesichert ist. Auf Verlangen 
hat der AN den Nachweis für die Güte 
und Gebrauchsfähigkeit seiner Liefe-
rungen und Leistungen auf seine Kos-
ten zu erbringen. 

4.12 Zu den Bemusterungsterminen ist der 
AG rechtzeitig einzuladen. Aus der 
Einladung muss hervorgehen, welche 
Leistungen bemustert werden sollen 
und welche Produkte oder Materia-
lien der AN dem AG vorstellen will. 
Der AN darf nur vertragskonforme 
Produkte und Materialien bemustern; 
Nachtragsforderungen des AN sind 
ausgeschlossen, wenn der AN sich 
ohne vorherigen Hinweis des AG auf 
Mehrkosten im Zuge der Bemuste-
rung für ein bestimmtes Produkt oder 
Materialien entschieden hat.  

4.13 Jede Bemusterung ist vom AN zu pro-
tokollieren; eine Kopie des Bemuste-
rungsprotokolls erhält der AG inner-
halb einer Woche nach dem Bemus-
terungstermin. Die Kosten der Be-
musterung und etwaiger vom AG ver-
langter Nachweise trägt der AN. Die 
Genehmigung von bemusterten Ma-
terialien entbindet den AN nicht von 
seiner Verantwortlichkeit hinsichtlich 
der Qualität dieser Materialien. 

4.14 Der AN verpflichtet sich, dem AG auf 
dessen Verlangen eine angemessene 
Anzahl der zu liefernden Gegen-
stände zum Zwecke der Bemusterung 
unentgeltlich zu überlassen. 

4.15 Der jeweilige Erfüllungsort ergibt sich 
aus dem jeweiligen Auftrag und be-
findet sich im Zweifel am Ort des Pro-
jektes. Der AN darf Betriebseinrich-
tungen am Erfüllungsort ohne ent-
sprechende Erlaubnis weder benut-
zen noch entfernen oder verändern.  

4.16 Der AN muss sich beim Betreten und 
Verlassen des Erfüllungsortes den 
sich ergebenden Kontrollen des AG 
und / oder des KUNDEN unterziehen. 
Der AN hat bei genehmigter Weiter-
vergabe seine Erfüllungsgehilfen hie-
rauf zu verpflichten. 

4.17 Der AN verpflichtet sich zur Einhal-
tung aller am Erfüllungsort geltenden 
finanz- und steuerrechtlichen Vor-
schriften. Insbesondere ist der AN für 
die Einhaltung sämtlicher gewerbe-
rechtlicher, aufenthaltsrechtlicher 
und arbeitsrechtlicher Anmelde- und 
Genehmigungsverfahren am Erfül-
lungsort verantwortlich. Diese Ver-
pflichtung bezieht sich sowohl auf das 
Unternehmen des AN als auch auf 
seine Mitarbeiter und sonstigen Erfül-
lungsgehilfen. Der AN haftet straf- 
und zivilrechtlich für alle Folgen, die 
aus Zuwiderhandlungen gegen fi-
nanz-, steuer-, gewerbe-, aufenthalts- 
und arbeitsrechtliche Vorschriften re-
sultieren. 

4.18 Dem Vertrag zwischen AG und AN zu-
grunde gelegte Massen sind immer 
Schätzungen, die sich nach oben und 
unten ändern können. Es können 
auch Positionen entfallen. Entspre-
chende Kapazitäten hat der AN je-
doch vorzuhalten. Eine Mengenerhö-
hung bis 20% hat keine Terminver-
schiebung zur Folge. Die zu erbrin-
genden Leistungen werden ständig 
mit dem AG-Vertreter auf der Bau-
stelle abgestimmt. Der Bestellwert / 
Wert eines Rahmenauftrags ist für 
den AG unverbindlich. Der jeweilige 
Einzelabruf ist jedoch verbindlich.  

4.19 Der AG behält sich vor, Teilleistungen 
– in welchem Umfang auch immer – 
aus dem Gesamtumfang aus terminli-
chen, technischen oder durch von 
dem KUNDEN geforderten Änderun-
gen herauszunehmen und auf andere 
AN zu übertragen. Ergeben sich in 
diesem Fall zu diesen AN Berührungs-
punkte, so sind die Arbeiten mit die-
sen durch den AN sorgfältig abzu-
stimmen. Sich ergebende Wartezei-
ten werden nicht vergütet. 

4.20 Grundsätzlich werden die Leistungen 
des AG an seinen KUNDEN als Teil ei-
ner Gesamt-Bauaktivität des KUNDEN 
erbracht. Es ist üblich, dass während 
der Bau- und Montagearbeiten wei-
tere Bautätigkeiten stattfinden. Auf 
die Belange dieser Firmen ist Rück-
sicht zu nehmen. 

4.21 Ein Anspruch auf durchgehende Ar-
beit besteht nicht. Mehrfache Anrei-
sen werden nicht vergütet und sind in 
den Einheitspreisen oder den Pau-
schalen enthalten. 

4.22 Notwendige, in eigener Verantwor-
tung erstellte Dokumentationen hat 
der AN in geprüfter Qualität, fehler-
frei, maximal aber mit der üblichen 
Fehlerquote eines fertigen, geprüften 
Dokuments zu erstellen. Formate, 
Ausführung, Zeichnungsnummern, 
Ordnerstrukturen usw. müssen mit 
dem AG vor der Erstellung der Doku-
mente abgestimmt werden. Alle Kos-
ten diesbezüglich sind in den Ein-
heitspreisen durch den AN einzukal-
kulieren. 

4.23 Alle Behördengenehmigungen, Tes-
tate und Bescheinigungen, die zur In-
betriebnahme und zum Betrieb des 
durch den AN geschaffenen Werks / 
Anlage benötigt werden, sind durch 
den AN beizustellen.  

4.24 Der AN hat das Recht, auch für dritte 
Auftraggeber tätig zu werden. Einer 
vorherigen Zustimmung des AG be-
darf es hierfür nicht, es sei denn, dass 
der AN zugleich auch für einen Wett-
bewerber auf dem gleichen Projekt 
des AG tätig werden will. 

4.25 Ist die ordnungsgemäße Abwicklung 
des Auftrags durch den AN gefährdet, 
hat dieser den AG unverzüglich zu in-
formieren. 

4.26 Werbung des AN oder seiner Subun-
ternehmer, gleich welcher Art, ist auf 
der Baustelle ohne Zustimmung des 
AG unzulässig. Der AG kann auch ei-
nen etwaigen Bauzaun oder Baukran 
als Werbeträger für eigene Werbung 
nutzen und auf Gerüsten Großflä-
chenwerbung anbringen lassen, ohne 
dass der AN daraus Ansprüche, insbe-
sondere Vergütungsansprüche, ablei-
ten kann. 

4.27 Werbung des AN im Zusammenhang 
mit dem Projekt ist vor Veröffentli-
chung mit dem AG abzustimmen. 

§ 5 Besondere Pflichten des AN 

5.1 Global Compact 

(1) Durch den Beitritt des Gesellschafters 
der Muttergesellschaft des AG zum 
Globalen Pakt (Global Compact) der 
Vereinten Nationen verpflichtet der 
AG sich sowie seine AN zur Einhal-
tung des Globalen Paktes.  

(2) Der AN verpflichtet sich, die Grunds-
ätze der Global Compact Initiative der 
UN zu beachten. Diese betreffen im 
Wesentlichen den Schutz der interna-
tionalen Menschenrechte, das Recht 
auf Tarifverhandlungen, die Abschaf-
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fung von Zwangsarbeit und Kinderar-
beit, die Beseitigung von Diskriminie-
rung bei Einstellung und Beschäfti-
gung, die Verantwortung für die Um-
welt und die Verhinderung von Kor-
ruption. Weitere Informationen zur 
Global Compact Initiative der UN sind 
unter www.unglobalcompact.org er-
hältlich. 

5.2 Integritätsklausel 

(1) Der AG weist ausdrücklich auf die in 
seinem Unternehmen geltenden 
„VINCI Ethik-Charta und Verhaltens-
regeln“ und „VINCI Verhaltenskodex 
gegen Korruption“ hin, die über fol-
gende Internetseite heruntergeladen 
werden können: http://www.vinci-
energies.de/de/nachhaltigkeit/ge-
sellschaftliche-verantwortung/un-
sere-verantwortung/.  

 (2) Der AN versichert, dass er wie auch 
seine Subunternehmer und Lieferan-
ten in ihren jeweiligen Unternehmen 
eine Compliance Organisation einge-
richtet haben und einen Verhaltens-
kodex implementiert haben, der ver-
gleichbare Standards an das ethische 
Verhalten der jeweiligen Organe und 
Mitarbeiter anlegt, und stellt dessen 
Einhaltung sicher. Sollte dies bei ihm, 
einem Subunternehmer oder einem 
Lieferanten von ihm nicht der Fall 
sein, so verpflichtet sich der AN hier-
mit, dass er seinen Organen und Mit-
arbeitern und den jeweiligen Subun-
ternehmer und Lieferanten sowie de-
ren Organen und Mitarbeitern die 
Einhaltung der „VINCI Ethik-Charta 
und Verhaltensregeln“ und des 
„VINCI Verhaltenskodex gegen Kor-
ruption“ auferlegt und dass er deren 
Einhaltung sicherstellt. 

5.3  Verstoß gegen Ziff. 5.1 und 5.2 

(1) Der AN verpflichtet sich, den AG um-
gehend über alle auftretenden Ver-
stöße gegen die in Ziffer 5.1 und 5.2 
aufgeführten Pflichten zur Auferle-
gung und zur Einhaltung zu informie-
ren. 

(2) Bei Kenntniserlangung von Verstößen 
gegen die unter Ziff. 5.1 und 5.2 ge-
nannten Pflichten zur Auferlegung 
und Einhaltung seitens des AN,ist der 
AGzur Beendigung/Kündigung sämt-
licher Geschäftsbeziehungen mit dem 
AN mit sofortiger Wirkung berechtigt.  

 

 

5.4 Planung 

(1) Freigabe- und Genehmigungsver-
merke des AG auf Ausführungsunter-
lagen, Werkstatt- und Montagezeich-
nungen usw. des AN führen nicht zu 
einer Mitverantwortung des AG und 

schränken die uneingeschränkte Ver-
antwortung des AN bezüglich seiner 
Leistungen nicht ein. 

(2) Der AG ist berechtigt, dem AN geän-
derte Planvorgaben zu machen. In 
diesem Fall ist der AN verpflichtet, ei-
genständig zu prüfen, welche weite-
ren Pläne (z.B. TGA) entsprechend an-
zupassen sind, und die erforderlichen 
planerischen Anpassungen vorzuneh-
men. 

5.5 Personalplanung, Personaleinsatz 

(1) Der AN benennt der Bauleitung des 
AG spätestens zum Beginn der Arbei-
ten seine zur Auftragsabwicklung ein-
geplanten Mitarbeiter. 

(2) Der AN setzt zur Auftragsabwicklung 
eigenes, bei ihm eingestelltes Perso-
nal aus den Staaten der Europäischen 
Gemeinschaft ein. Alle Mitarbeiter 
müssen im Besitz eines Sozialversi-
cherungsausweises sein und diesen 
im Werksgelände mitführen. 

(3) Ausländische Arbeitnehmer dürfen 
vom AN nur eingesetzt werden, wenn 
diese Arbeitnehmer im Besitz einer 
gültigen Aufenthalts- und Arbeitser-
laubnis sind, die für den räumlichen 
und zeitlichen Bereich der auszufüh-
renden Arbeiten gilt. Der AN hat sich 
vor einer Tätigkeit dieser Arbeitneh-
mer vom Vorliegen dieser Vorausset-
zungen zu überzeugen. 

(4) Der AN wird die von ihm eingesetzten 
Mitarbeiter zwecks Zugangsregelung 
zum Erfüllungsort rechtzeitig benen-
nen und etwaige Änderungen im Vo-
raus dem AG mitteilen. 

(5) Das Anmelden der Mitarbeiter beim 
Werksschutz (Ausweisstelle) sowie die 
Beschaffung erforderlicher Doku-
mente bzw. Genehmigungen für den 
Einsatz der Mitarbeiter gehen zu Las-
ten des AN. Der vom KUNDEN ausge-
stellte Werksausweis ist ständig mit-
zuführen. Bei Verlust vom KUNDEN 
zur Verfügung gestellter Ausweise 
trägt der AN alle eventuell anfallen-
den Kosten. 

(6) Der AN und seine Mitarbeiter haben 
sich unaufgefordert über die am Er-
füllungsort geltenden betrieblichen 
Vorschriften zu informieren und diese 
zu beachten. 

(7) Der AN wird die ihm übertragenen 
Arbeiten nur durch geeignete Ar-
beitskräfte ausführen lassen und 
diese während der Arbeit beaufsichti-
gen. 

(8) Sind Mitarbeiter des AN fachlich oder 
persönlich nicht qualifiziert, die vom 
AG beauftragten Leistungen zu er-
bringen, wird der AN diese austau-
schen. Wird ein Mitarbeiter des AN 

mit Alkohol oder anderen berau-
schenden Substanzen angetroffen o-
der werden grob fahrlässige oder vor-
sätzliche Handlungen gegen Sicher-
heit, Umwelt und Gesundheit festge-
stellt, ist der Personalaustausch zwin-
gend erforderlich. Alle Folgen und / 
oder Kosten gehen in diesen Fällen zu 
Lasten des AN. 

(9) Der Personaltransport vom Baustel-
lenparkplatz bzw. den Sozialräumen 
zur Montagestelle ist vom AN durch 
Sammeltransporte sicherzustellen. 

(10) Der AN und seine Erfüllungsgehilfen 
sind nicht Arbeitnehmer des AG. Der 
AN hat gegenüber dem AG keinen 
Anspruch auf Urlaub, festen Lohn, 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, 
Überstundenvergütungen oder sons-
tige Sozialleistungen. 

(11) Es ist die alleinige Aufgabe des AN, 
die zur Erfüllung der übernommenen 
Arbeiten erforderlichen Arbeitnehmer 
in ausreichender Anzahl und zu den 
vereinbarten Zeiten zu beschaffen 
und dabei Ausfälle durch Urlaub, Ro-
tation, Krankheit und ähnliches einzu-
planen. 

(12) Der AN verpflichtet sich, wirtschaftlich 
selbstständig unter Einsatz seiner Ar-
beitsmittel und Personal bzw. unter 
Einsatz seiner vom AG genehmigten 
Subunternehmer für das Gelingen des 
geschuldeten Werkerfolgs einzu-
stehen. Zur Erfüllung seiner vertragli-
chen Pflichten bedient sich der AN 
ausschließlich seiner Mitarbeiter bzw. 
seiner vom AG genehmigten Subun-
ternehmer. Der AN stellt eine eigen-
verantwortliche Organisation der zur 
Vertragserfüllung notwendigen 
Handlungen sicher. Die Parteien sind 
sich einig, dass zwischen dem AG und 
den Mitarbeitern des AN und/oder 
den Mitarbeitern etwaiger vom AG 
genehmigten Nachunternehmer des 
AN keinerlei Vertragsverhältnis, ins-
besondere kein Arbeitsverhältnis, be-
steht oder bestehen wird. Der AG hat 
keinerlei arbeitsvertragliches Wei-
sungsrecht gegenüber den Mitarbei-
tern des AN und/oder den Mitarbei-
tern etwaiger vom AG genehmigten 
Subunternehmer des AN. Die Arbeit-
nehmer des AN und/oder etwaiger 
vom AG genehmigter Subunterneh-
mer haben ausschließlich ein Arbeits-
verhältnis zu dem AN und/oder den 
etwaigen vom AG genehmigten Sub-
unternehmern und leisten ihre Arbeit 
ausschließlich in Erfüllung ihres Ar-
beitsvertrages mit dem AN und/oder 
den etwaigen vom AG genehmigten 
Subunternehmern des AN. 

(13) Sollten Mitarbeiter des AN und/oder 
Mitarbeiter etwaiger vom AG geneh-
migten Subunternehmer des AN ge-
gen den AG den Bestand eines Ar-
beits- oder Dienstverhältnisses gel-
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tend machen oder gegen den AG An-
sprüche aus oder im Zusammenhang 
mit einem Arbeits- oder Dienstver-
hältnis erheben, so wird der AN den 
AG bezüglich solcher Ansprüchen 
vollumfänglich schad- und klaglos 
halten. 

5.6 Arbeitssicherheit, Arbeitsrichtli-
nien 

(1) Der AN und seine Mitarbeiter sind 
verpflichtet, alle gültigen Richtlinien 
und gesetzlichen Vorgaben für Ar-
beitgeber, insbesondere die der Ar-
beitssicherheit, der Unfallverhütung 
sowie der Arbeitszeitregelung, zu be-
achten. Der AG nimmt keine Überwa-
chungsfunktion wahr. Der AN handelt 
eigenverantwortlich und ist bei Fehl-
verhalten in vollem Umfang für zivil- 
und strafrechtliche Konsequenzen 
haftbar. 

(2) Hat der KUNDE eigene, die gesetzli-
chen Vorgaben ergänzenden Regeln 
(z. B. Werksvorschriften) herausgege-
ben, so sind diese auf dem Werksge-
lände zu beachten. Kommt es durch 
Nichtbeachtung zu Schäden oder zu 
Werksverboten für Personal, so ge-
hen alle daraus resultierenden Scha-
densersatzforderungen zu Lasten des 
AN. 

(3) Der AN hat vor Aufnahme der Arbei-
ten den AG bzw. seinem Beauftragten 
eine Person zu benennen, die für die 
gegenseitige Abstimmung der erfor-
derlichen Arbeitsschutz- und Sicher-
heitsmaßnahmen sorgt (Koordinie-
rung). Der AN stellt durch geeignete 
Organisationsmaßnahmen sicher, 
dass alle seine Beschäftigten sich ent-
sprechend verhalten. Die Verantwor-
tung der Vorgesetzen des AN bleibt 
unberührt. 

(4) Der Bauleiter des AN erhält zu Beginn 
seiner Tätigkeit eine aktenkundige 
Arbeitssicherheitsunterweisung an-
hand der Arbeitssicherheitsanleitung 
des AG sowie der Werksvorschriften 
des KUNDEN. Die Unterweisung der 
Mitarbeiter des AN erfolgt durch sei-
nen Bauleiter. Durch Unterschrift ver-
pflichtet sich der Unterwiesene zur 
Einhaltung der Arbeitssicherheitsvor-
schriften. Verstöße werden mit 
Werksverbot geahndet. Alle resultie-
renden Schadensersatzforderungen 
gehen zu Lasten des AN. 

(5) Der AN muss Einrichtungen, Anord-
nungen und entsprechende weitere 
Maßnahmen treffen, die den Bestim-
mungen der Unfallverhütungsvor-
schrift der österreichischen gesetzli-
chen  Unfallversicherung und den 
sonst für den AN geltenden Unfallver-
hütungsvorschriften sowie den ein-
schlägigen allgemein anerkannten si-
cherheitstechnischen und arbeitsme-
dizinischen Regeln entsprechen. So-
weit in anderen Rechtsvorschriften 

Anforderungen gestellt werden, blei-
ben diese Vorschriften unberührt. 

(6) Der AN muss die strikte Einhaltung 
der für die jeweilige Leistung aner-
kannten Regeln und Vorschriften zur 
Sicherung des Baubetriebs, der Un-
fallverhütung und des Schutzes vor 
Baulärm sicherstellen. Er wird seine 
Erfüllungsgehilfen insbesondere auf 
die Beachtung der Arbeitsschutzvor-
schriften verpflichten. Die vom AN 
eingesetzten Geräte müssen den An-
forderungen der einschlägigen DIN-
Normen für Sicherheit, dem Produkt-
sicherheitsgesetz, den ÖVE-Vorschrif-
ten und anderen Vorschriften ent-
sprechen. 

(7) Bei der Vergabe von Arbeiten an 
Dritte (z. B. einen weiteren Subunter-
nehmer) sorgt der AN durch sämtli-
che geeignete Maßnahmen für die 
Einhaltung der Arbeitsschutz- und Si-
cherheitsvorschriften dieser Dritten 
und für die erforderlichen Unterwei-
sungen der und Anweisungen an die 
Beschäftigten dieser Dritten. Der AN 
gibt diesen Dritten die in dieser Ver-
tragsklausel vereinbarten Arbeits-
schutz- und Sicherheitspflichten wei-
ter und überwacht ihre Einhaltung 
durch die Dritten. 

(8) Die Benutzung von Arbeits- und Hilfs-
mitteln oder anderen Materialen, die 
vom AG zur Verfügung gestellt wer-
den, erfolgt auf Gefahr des AN. Der 
AN ist verpflichtet, sämtliche Mittel 
und Materialien vor dem ersten Ein-
satz und sodann regelmäßig in erfor-
derlichem Umfang auf ihre Funktions-
tüchtigkeit und Sicherheit zu über-
prüfen. Der AN wird den AG unver-
züglich informieren, wenn zur Verfü-
gung gestellte Mittel oder Materialien 
nicht im erforderlichen funktionsfähi-
gen oder sicherheitsgerechten Zu-
stand sind. Der AN übernimmt für den 
gesamten Zeitraum der Zurverfü-
gungstellung die Verkehrssiche-
rungspflicht für die Hilfs- und Arbeits-
mittel und Materialien und hat alle er-
forderlichen Maßnahmen zur Gefah-
renabwehr zu treffen.  

(9) Der AN leistet dem AG in erforderli-
chem und zumutbarem Umfang Un-
terstützung bei der Erfüllung der Ar-
beitsschutz- und Sicherheitspflichten 
gegenüber dem Auftraggeber des 
AG. Dies bezieht sich sowohl auf die 
Planungs- als auch die Ausführungs-
phase und insbesondere auf einen er-
forderlichen Sicherheits- und Ge-
sundheitsschutzplan gemäß Baustel-
lenverordnung.  

(10) Der AG ist berechtigt, jederzeit Aus-
kunft über die vom AN getroffenen 
Arbeitsschutz- und Sicherheitsmaß-
nahmen, über die Unterweisungen 
und Anweisungen an seine Beschäf-
tigten und die Aufsichts- und Über-
wachungsmaßnahmen zu verlangen 

und Einsicht in die Dokumentations-
unterlagen zu nehmen. Der AN ist 
verpflichtet, diese Unterlagen auf 
Verlangen des AG oder jeder von ihm 
beauftragten Person vorzulegen. 
Wenn die Überprüfung ergibt, dass  

a) Mängel bei der Fachkunde, Qua-
lifizierung oder Zuverlässigkeit ei-
nes Beschäftigten bestehen, ist 
der AG berechtigt, den Austausch 
des Beschäftigten zu verlangen, 

b) Mängel in der Unterweisung oder 
Aufsicht der Beschäftigten beste-
hen, ist der AG berechtigt, unter 
Setzung einer angemessenen 
Frist die Beseitigung der Miss-
stände zu verlangen und für die 
Zwischenzeit die Weiterarbeit zu 
untersagen. Der AN gerät dann 
durch die hieraus folgende Ver-
zögerung oder Nichtausführung 
des Auftrags in Verzug. In beson-
ders schwerwiegenden Fällen o-
der bei Wiederholung ist der AG 
zur fristlosen Kündigung des Auf-
trags berechtigt. 

(11) Der AG behält sich Eingriffs- und Wei-
sungsrechte zur Koordination bei ge-
genseitiger Gefährdung, bei Gefahr 
im Verzug und zur Aufrechterhaltung 
der allgemeinen Sicherheit vor. Insbe-
sondere können Tätigkeiten unter-
sagt werden, wenn die notwendige 
persönliche Schutzausrüstung oder -
kleidung oder andere Sicherheitsaus-
rüstung (z.B. Absturzsicherung) nicht 
getragen bzw. verwendet wird. Der 
AN gerät dann durch die Verzöge-
rung oder Nichtausführung des Auf-
trags in Verzug. In besonders schwer-
wiegenden Fällen oder bei Wiederho-
lung ist der AG zur fristlosen Kündi-
gung des Auftrags berechtigt. 

(12) Dem AG stehen die in § 5.6 Absatz 10 
und 11 bezeichneten Rechte auch un-
mittelbar gegenüber den Subunter-
nehmern des AN zu. Der AN wird 
diese Berechtigung des AG in seinen 
Verträgen mit den Subunternehmern 
verankern und die Subunternehmer 
zur Akzeptanz der Sanktionen gemäß 
den § 5.6 Absatz 10 und 11 verpflich-
ten und dies dem AG durch Vorlage 
der Verträge unaufgefordert nachzu-
weisen.  

(13) Der AN stellt allen seinen Mitarbei-
tern vor Arbeitsaufnahme einwand-
freie, persönliche und normgerechte 
Schutzausrüstung und -bekleidung 
zur Verfügung. Diese besteht mindes-
tens aus einem Schutzhelm, Sicher-
heitsschuhen (S3), Schutzhandschu-
hen, Schutzbrille mit splitterfesten 
Gläsern und feuerbeständiger, kör-
perbedeckender Arbeitskleidung. Für 
das Tragen der persönlichen Schutz-
ausrüstung sind die Richtlinien der 
Gewerkschaften und die des KUNDEN 
einzuhalten. 
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(14) Für den Fall, dass der AN gegen die 
ihm obliegenden Pflichten gem. § 5.6 
Absatz 1 bis 6 schuldhaft verstößt, ist 
er dem AG zum Schadenersatz ver-
pflichtet; Als Schadenersatz sind dem 
AG insbesondere alle angemessenen 
Zeiten, die der AG für die Entdeckung, 
Ermittlung, Bearbeitung und Überwa-
chung sowie die Veranlassung der 
daraus entstehenden Maßnahmen 
unter Wahrung der wirtschaftlichen 
und angemessenen) Betriebsführung 
aufwendet, mit einem Stundenver-
rechnungssatz in Höhe von 80,00 
Euro netto zzgl. evtl. MwSt. zu erstat-
ten, mindestens aber pauschal 10% 
des sonstig aus der Pflichtverletzung 
entstandenen Schadens. Dem AN ist 
ausdrücklich der Nachweis gestattet, 
ein Schaden oder eine Wertminde-
rung sei überhaupt nicht entstanden 
oder wesentlich niedriger als die vor-
genannte Pauschale. 

(15) Dem AN ist bewusst, dass der AG sei-
nem Auftraggeber für die Einhaltung 
sämtlicher Arbeitsschutz- und Sicher-
heitsbestimmungen bei der Auftrags-
ausführung verantwortlich ist und 
dass bei Pflichtverletzungen dem AG 
der Auftrag entzogen und eine Sperr-
frist für weitere Aufträge erteilt wer-
den kann. Der AN verpflichtet sich, 
auch zum Schutz möglicher Nachteile 
aus dieser Vertragsverbindung seine 
Arbeiten mit der größtmöglichen 
Sorgfalt auszuführen. Der AN hat in-
soweit besondere Fürsorge-, Schutz- 
und Sorgfaltspflichten. Bei Entzug des 
Auftrags drohen dem AG hohe Schä-
den. Bei Pflichtverletzung schuldet 
der AN Schadensersatz. 

5.7 Tariftreue und Mindestentlohnung 

(1) Der AN erklärt mit Unterschrift unter 
den Vertrag, dass seinen Beitragsver-
pflichtungen gegenüber den Sozial-
versicherungen bisher nachgekom-
men ist und auch weiterhin nachkom-
men wird sowie laufende Steuerver-
pflichtungen erfüllt hat und erfüllen 
wird. 

(2) Der AN hat die einschlägigen Bestim-
mungen des Arbeitsvertragsrechtsan-
passungsgesetztes (AVRAG), des Ar-
beitskräfteüberlassungsgesetzes, des 
Lohn- und Sozialdumping-Bekämp-
fungsgesetzes sowie andere gesetzli-
che oder tarifliche Bestimmungen 
über Mindestentgelte in der jeweils 
geltenden Fassung zu beachten und 
einzuhalten. 

(3) Der AN hat sicherzustellen, dass die 
Verpflichtungen aus diesem § 5.7 
auch auf die von ihm beauftragten 
Subunternehmer und die von ihm o-
der von einem Subunternehmer be-
auftragten Verleiher jeweils mit einer 
Weitergabeverpflichtung an weitere 
Subunternehmer und Verleiher 
schriftlich übertragen werden. Er hat 

dies dem AG auf Verlangen nachzu-
weisen. 

(4) Der AN hält den AG auf erstes Anfor-
dern bezüglich sämtlicher Ansprü-
chen schad- und klaglos,, die sich aus 
oder im Zusammenhang mit einem 
Verstoß gegen diesen § 5.7, insbeson-
dere einer Verletzung der Bestim-
mungen des AVRAG, des LSD-BG o-
der des Arbeitskräfteüberlassungsge-
setzes durch den AN oder einem von 
diesem eingesetzten Subunterneh-
mer oder von ihm oder von einem 
Subunternehmer eingesetzten Verlei-
her oder allen etwaigen weiteren 
nachfolgenden Subunternehmern o-
der Verleihern, ergeben. Weiterge-
hende Ansprüche des AG bleiben un-
berührt. 

(5) Ein Verstoß gegen die Verpflichtun-
gen aus diesem § 5.7 berechtigt den 
AG zur fristlosen Kündigung des Ver-
trages mit dem AN. 

(6) Der AN hat geeignete Nachweise zur 
Prüfung der Einhaltung der Verpflich-
tungen aus diesem § 5.7 bereitzuhal-
ten und dem AG auf Verlangen vorzu-
legen („Auskunftsanspruch“). Der AG 
oder ein von ihm beauftragter Dritter 
darf zur Durchsetzung seines Aus-
kunftsanspruchs Einblick in diese Un-
terlagen nehmen. Der AN hat seine 
Beschäftigten auf die Möglichkeit sol-
cher Kontrollen schriftlich hinzuwei-
sen. 

(7) Der AN wird bezogen auf das jewei-
lige Land der Leistungserbringung 
sämtliche einschlägigen und anwend-
baren arbeits- und vergütungsrechtli-
chen und hierauf bezogene öffent-
lich-rechtlich und sozialrechtliche 
Bestimmungen einhalten, einschließ-
lich etwaig geltender Kollektivver-
träge oder Betriebsvereinbarungen, 
der Regeln in Bezug auf den Mindest-
lohn, die Einsatz(-zeiten), die Gesund-
heit, die Sicherheit und das Wohler-
gehen der Mitarbeiter des AN sowie 
der Gewährung sämtlicher ihrer 
Rechte, und diese Verpflichtungen an 
seine vom AG genehmigten Subun-
ternehmer weiterreichen. Der AN wird 
seine Mitarbeiter und seine vom AG 
genehmigten Subunternehmer dar-
über hinaus verpflichten, alle an-
wendbaren gesetzlichen Regelungen 
einzuhalten. Bei einem Verstoß gegen 
die vorstehenden Verpflichtungen, 
hält der AN den AG auf erstes Anfor-
dern von sämtlichen Ansprüchen 
Dritter schad- und klaglos. 

(8) Der AN tritt hiermit alle Auskunftsan-
sprüche gegen die von ihm einge-
setzten Subunternehmer oder Verlei-
her sicherungshalber an den AG ab, 
der die Abtretung annimmt. Die Ab-
tretung wird der AG gegenüber den 
Subunternehmern oder Verleihern 
nur anzeigen und davon Gebrauch 

machen, wenn gegen den AN ein In-
solvenzantrag gerichtet wurde, er ei-
nen solchen selbst gestellt hat oder 
der AN seine Pflichten aus diesem § 
5.7 nicht ordnungsgemäß erfüllt, ins-
besondere wenn er sich mit der Leis-
tungserbringung in Verzug befindet. 
Bis zu diesem Zeitpunkt bleibt der AN 
ermächtigt und verpflichtet, die Aus-
kunftsansprüche gegen die Subunter-
nehmer oder Verleiher im eigenen 
Namen und auf eigene Rechnung 
geltend zu machen. Es wird klarge-
stellt, dass die Weitergabeverpflich-
tung gemäß § 5.7 Abs. 3 auch die Ab-
tretung des Auskunftsanspruchs um-
fasst. 

5.8 Baustelleneinrichtung, Werkzeuge 

(1) Das Einrichten der Baustelle ist in den 
Vertragspreisen enthalten. 

(2) Der AN stellt alle zur Ausführung sei-
ner Arbeiten erforderliche Baustellen-
ausrüstungen wie z. B. Mannschaft-
scontainer, Werkzeuge und Maschi-
nen aller Art sowie Gerüste bis zu ei-
ner Arbeitshöhe von 6 Metern. Die 
Kosten dafür sind im Auftragswert 
bzw. in den Einheitspreisen enthalten. 

(3) Werden Gerüste mit einer Arbeits-
höhe von mehr als 6 Meter benötigt, 
werden diese vom AG, wenn nicht an-
ders vereinbart, kostenfrei zur Verfü-
gung gestellt. 

(4) Grundsätzlich ist der benötigte Ge-
rüstbau gemäß § 5.8 Absatz 3 recht-
zeitig bei der Bauleitung des AG an-
zumelden. Die Koordination mit an-
deren Gewerken ist immer erforder-
lich und vorrangig die Aufgabe des 
AN. 

(5) Der Abzug von Personal, Baustellen-
einrichtung und Werkzeugen, inklu-
sive der Großgeräte, muss bei der 
Bauleitung des AG rechtzeitig ange-
meldet werden. Die Zustimmung der 
AG-Bauleitung für den Abzug ist un-
bedingt erforderlich. 

(6) Für eventuell vom AG übernommene 
Betriebsmittel und Werkzeuge über-
nimmt der AN die volle Verantwor-
tung und Ersatzleistung für eventuelle 
Verluste sowie Schäden, die über die 
normale Abnutzung hinausgehen. Die 
Ab- und Aufladung der Betriebsmittel 
geht zu Lasten des AN. 

(7) Im Ausnahmefall kann der Umzug der 
Baustelleneinrichtung und der Werk-
zeuge an einen anderen Platz im 
Baustellenbereich erforderlich wer-
den. In diesen Fällen organisiert der 
AN den Ablauf und die benötigten 
Hilfsmittel. Die Kosten gehen zu Las-
ten des AN. Gleiches gilt für Beistel-
lungen des AG an den AN. Wird der 
AG vom KUNDEN entschädigt, so 
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wird dies entsprechend an den AN 
weitergegeben. 

5.9 Umweltschutz (gefährliche Stoffe, 
Abfälle) 

(1) Gefährliche Stoffe sind jene, von de-
nen aufgrund ihrer Natur, ihrer Eigen-
schaften oder ihres Zustandes Gefah-
ren für Leben und Gesundheit von 
Menschen, für die Umwelt oder für 
Sachen ausgehen können. 

(2) Der AN ist beim Umgang mit diesen 
Stoffen verpflichtet, alle relevanten 
Vorschriften () in deren jeweils gelten-
den Fassung strikt zu beachten. 

(3) Werden vom AG bestimmte Stoffe 
vorgeschrieben, so dürfen nur diese 
verwendet werden. 

(4) Werden diese Stoffe im Rahmen des 
Auftrags durch den AN gestellt, be-
stehen folgende umweltschutzseiti-
gen Forderungen: 

a. Halogenkohlenwasserstoffe 
(HKW) dürfen nicht enthalten 
sein. 

b. Sonstige Lösungsmittel (z. B. Koh-
lenwasserstoffe, Alkohole, Ester) 
dürfen nur eingesetzt werden, 
wenn sichergestellt ist, dass auch 
bei unvorhergesehenen Zwi-
schenfällen kein Eindringen in 
Gewässer, in die Kanalisation o-
der in den Boden möglich ist. 

c. Säure oder alkalische Zubereitun-
gen dürfen nur eingesetzt wer-
den, wenn sichergestellt ist, dass 
beim Umgang kein Übergang in 
Gewässer, in die Kanalisation o-
der in den Boden möglich ist. 

d. Zubereitungen mit nach der Ge-
fahrstoffverordnung kennzeich-
nungspflichtigen Schwermetallen 
dürfen nicht eingesetzt werden. 

e. Besteht die Gefahr, dass Stoffe 
entgegen den Bestimmungen 
von § 5.9 Absatz 4 b oder 4 c in 
Gewässer, in die Kanalisation o-
der in den Boden gelangen kön-
nen, oder müssen Stoffe einge-
setzt werden, die nach den vor-
stehenden Bestimmungen dieses 
§ 5.7 einem Verwendungsverbot 
unterliegen, so ist vor dem Ein-
bringen in das Werks- / Baustel-
lengelände des Erfüllungsortes 
eine Freigabe durch den AG er-
forderlich. 

f. Sofern der KUNDE ein Freigabe-
verfahren für die Verwendung 
von Arbeitsstoffen vorschreibt, 
dürfen Arbeitsstoffe vom AN nur 
nach Erteilung der erforderlichen 
Freigaben auf das Werks- / 

Baustellengelände des Erfül-
lungsorts gebracht bzw. dort ver-
wendet werden. 

g. Erforderlichenfalls hat der AN je 
Stoff dem zuständigen Einkäufer 
ein aktuelles Sicherheitsdaten-
blatt vorzulegen. Stoffe, die vom 
AG (gemäß § 5.9 Absatz 4 e) bzw. 
vom KUNDEN (gemäß § 59 Ab-
satz 4 f) nicht freigegeben sind, 
dürfen nicht auf das Werks- / 
Baustellengelände des Erfüllung-
sortes gebracht werden. 

(5) Bei Auftragsdurchführung anfallende 
und vom AN oder seinen Erfüllungs-
gehilfen verursachte Abfälle sind 
durch den AN auf seine Kosten und 
Gefahr zu entsorgen. Die Art der Ent-
sorgung ist durch den AN verantwort-
lich vor Beginn der Arbeiten festzule-
gen. Eine Entsorgung von Reststoffen 
über das Abwasser ist unzulässig. Die 
Benutzung von am Werks- / Baustel-
lengelände des Erfüllungsorts vor-
handenen Sammelbehältern ist 
grundsätzlich nicht erlaubt. Davon 
abweichende Regelungen bedürfen 
der schriftlichen Freigabe durch den 
AG. Nach Beendigung der Arbeiten ist 
die Arbeitsstelle sauber zu räumen. 
Schutt und Restmaterialien sind vom 
AN abzufahren. Kommt er dieser Ver-
pflichtung nicht nach, wird die Räu-
mung nach Ablauf einer dem AN ge-
setzten zumutbaren Frist auf seine 
Kosten durchgeführt. 

5.10 Baureinigung, Bauschuttbeseiti-
gung 

(1) Der AN hat die Baureinigung, wozu 
auch die Beseitigung des verursach-
ten Bauschutts zu zählen ist, täglich 
selbständig und fortlaufend spätes-
tens bis Ende jeder Kalenderwoche 
vorzunehmen. 

(2) Der AN hat dem AG auf Anforderung 
die entsprechenden Entsorgungs-
nachweise unverzüglich vorzulegen. 

(3) Kommt der AN dieser Verpflichtung 
nicht fristgemäß oder nicht ord-
nungsgemäß nach, so kann der AG 
dem AN eine Nachfrist setzen, ver-
bunden mit der Erklärung, dass er die 
Reinigungsleistung des AN nach 
fruchtlosem Verstreichen der Frist ab-
lehne. 

(4) Kommt der AN seiner Verpflichtung 
auch bis zum Ablauf der Nachfrist 
nicht nach, kann der AG, ohne dass es 
insoweit einer Teil-Auftragskündi-
gung bedürfte, die Reinigungsleis-
tung auf Kosten des AN durch Dritte 
ausführen lassen. 

§ 6 Materialdisposition, Materi-
alwirtschaft 

6.1 Der AN unternimmt eine eigenverant-
wortliche Materialdisposition für den 
in seinem Auftrag befindlichen Liefer- 
und Leistungsumfang. Eventuelle Lie-
ferzeiten sind zu berücksichtigen. 

6.2 Bei vom AG beigestellten Materialien 
wird das Abladen und Einbringen zur 
Verwendungsstelle vom AN durchge-
führt. Diese Leistungen sind in den 
Einheitspreisen enthalten. Dasselbe 
gilt für von dritter Seite auf der Ver-
wendungsstelle hierfür dem AN oder 
dem AG in Rechnung gestellte Trans-
portkosten.  

6.3 Bei vom AG beigestellten Materialien 
ist der AN verpflichtet, die Materialien 
gegen schriftliche Bestätigung in 
Empfang zu nehmen sowie die Rich-
tigkeit, Vollständigkeit und Mangel-
freiheit zu überprüfen. Entspricht ein 
Teil der Lieferungen nicht den Bestel-
lungen, so muss der AN dies dem AG 
unverzüglich mitteilen. § 377 UGB fin-
det entsprechend Anwendung. Schä-
den an der Umverpackung sind inner-
halb von 24 Stunden dem AG mitzu-
teilen. Fehlendes Material ist frühzei-
tig bei der AG-Bauleitung zur Be-
schaffung zu melden. Aus Material-
mangel resultierende Wartezeiten 
werden nicht vergütet. Mangelhaftes 
Material darf auf keinen Fall verwen-
det werden. 

6.4 Mit der Übernahme vom AG beige-
stellter Materialen durch den AN geht 
die Gefahr auf den AN über. Für den 
zufälligen Untergang oder eine zufäl-
lige Verschlechterung des vom AG 
gelieferten Stoffes ist der AN jedoch 
nur im Falle des Verzuges verantwort-
lich.  

6.5 Unterlässt der AN die Prüfung und 
Bestätigung einer Materialüber-
nahme auf dem betreffenden Liefer-
schein, so gilt das dort aufgeführte 
Material als vollständig übergeben. 
Für die Verwaltung im vorstehenden 
Sinne trägt der AN nunmehr die volle 
Verantwortung. Das durch den AG 
beigestellte Material ist als AG-Mate-
rial zu kennzeichnen und separat zu 
lagern. Der Verbleib ist mit Aufmaßen 
zu belegen. Die Gefahrtragung richtet 
sich nach § 6.4. 

6.6 Der AN entlädt ankommende Liefer-
fahrzeuge, die für ihn bestimmtes 
Material anliefern, und transportiert 
das Material in das hierfür bestimmte 
Lager, wo er es bis zur Verwendung 
einlagert. Bei Entnahme transportiert 
der AN das Material zur Verwen-
dungsstelle und nach Arbeitsschluss 
ins Lager zurück. Das Wiedereinla-
gern des Restmaterials erfolgt durch 
den AN mit genauer Mengenangabe. 
Der AN verlädt die leeren Transport-
mittel wie Paletten, Gestelle, Kisten, 
Tanks, Kabeltrommeln, Kartons usw. 
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und ist verantwortlich für die Freimel-
dung zum Rücktransport zum Liefe-
ranten bzw. zur Entsorgung.  

§ 7 Änderungen und Ergänzun-
gen des Liefer- und Leis-
tungsumfangs 

7.1 Nachtragsforderungen nach Ver-
tragsschluss seitens des AN, welche 
auf Unkenntnis der Baustelle oder 
dem Inhalt des Auftrags beruhen, 
werden durch den AG nicht aner-
kannt. 

7.2 Wird der AG durch seinen KUNDEN 
im Rahmen seines Auftrags mit Nach-
aufträgen beauftragt, so ist der AN 
zur Ausführung verpflichtet. Die Ab-
rechnung wird entsprechend der Ein-
heitspreise des Hauptauftrags durch-
geführt.  

7.3 Der AN darf die Erstellung des von 
ihm für den Nachauftrag zu erstellen-
den Angebots und die Ausführung ei-
ner Änderung, die zu Erreichung des 
vereinbarten Erfolges erforderlich ist, 
nicht und eine Änderung des verein-
barten Erfolges nur ablehnen, wenn 
sie ihm im Einzelfall unzumutbar ist. 
Macht der AN betriebsinterne Gründe 
für die Unzumutbarkeit geltend, so 
trägt er die Beweislast. 

7.4 Erfordert die Angebotserstellung des 
AN Planungsleistungen, so schuldet 
der AN auch diese, soweit ihm diese 
zumutbar sind, etwa weil sein Betrieb 
hierauf eingerichtet ist. 

7.5 In dem Nachtragsangebot sind die 
voraussehbaren zeitlichen Konse-
quenzen in Bezug auf die Termine des 
gewerkebezogenen Grobterminpla-
nes bzw. des diesen ersetzenden de-
taillierten Anordnungenplans dieses 
Vertrages, sowie mögliche Beschleu-
nigungsmaßnahmen einschließlich 
der daraus resultierenden Mehr- oder 
Minderkosten rechtzeitig vor Ausfüh-
rung (spätestens 5 Arbeitstage nach 
erfolgter Anordnung) spezifiziert – in 
Fortschreibung der Angebotskalkula-
tion mitzuteilen. Andernfalls bleibt 
der relevante Terminplan unberührt.  

7.6 Der AG kann im Rahmen des KUN-
DEN-Projekts auch Material ohne 
Montageleistung zu den Konditionen 
des Auftrags vom AN beziehen, so-
weit das zu beziehende Material bzw. 
die Materialart im Lieferumfang des 
Hauptauftrags enthalten ist. 

§ 8 Fristen, Termine 

8.1 Mit der Übernahme des Auftrags ver-
pflichtet sich der AN, die Auftragsab-
wicklung so zu forcieren, dass eine 
Beendigung der Arbeiten entspre-
chend der vereinbarten Termine 
nichts im Wege steht. Bauseitige aber 

auch vom AN zu vertretene Schwie-
rigkeiten, welche einen Termin ge-
fährden, sind der Bauleitung des AG 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

8.2 Wird der Auftrag auf Grundlage des 
„Verhandlungsprotokolls Werkver-
trag“ erteilt, sind alle Zwischenter-
mine für den AN verbindliche Ver-
tragstermine. Das gilt auch für Doku-
mentationstermine.  

8.3 Verzögert sich der Ausführungsbe-
ginn, so ist der AN nicht berechtigt, 
Ersatz von Mehraufwendungen, War-
tezeiten oder ähnlichem oder Scha-
densersatz zu verlangen. Das gilt 
nicht, wenn der AG für die Verzöge-
rung bei der Bauausführung Leistun-
gen vom Bauherrn oder Hauptauf-
traggeber (KUNDE) erhält oder er die 
Verzögerung selbst vorsätzlich oder 
grob fahrlässig verursacht hat. Die 
vereinbarten Termine werden ent-
sprechend der eingetretenen Verzö-
gerung festgeschrieben. Dies gilt 
auch für dafür vereinbarte Vertrags-
strafen. 

8.4 Der Terminplan des AG ist für den AN 
verbindlich. Der AN unternimmt eine 
eigenverantwortliche Einsatzplanung 
für die von ihm zu stellende Monta-
gemannschaft. Die Mannschafts-
stärke ist in jedem Fall den Baustel-
lenbedürfnissen anzupassen um die 
Fertigstellungstermine gemäß Ter-
minplan einzuhalten. Der AG behält 
sich vor, besondere Termine für eine 
abschnittsweise Fertigstellung nach-
träglich zu vereinbaren. Schaden aus 
ungenügender Stellung von Personal 
geht zu Lasten des AN. 

8.5 Der AG ist berechtigt, Änderungen 
des Terminplans im Rahmen des Ge-
samt-Projektterminplanes nach billi-
gem Ermessen vorzunehmen Diese 
eventuellen Änderungen sind für den 
AN verbindlich. Es gilt als vereinbart, 
dass eine angemessene Frist entspre-
chend den auszuführenden Arbeiten 
eingeräumt wird und dass das Recht 
zur Anordnung einseitiger Beschleu-
nigungsanordnungen unter das Än-
derungsrecht des AG gemäß dem VP 
fällt. 

8.6 Werden Termine einvernehmlich oder 
unter Beachtung des vorstehenden § 
8.5 geändert, gilt die hierfür verein-
barte Vertragsstrafe auch für die neu 
festgelegten Termine. 

8.7 Der AN ist verpflichtet, jegliche Behin-
derungen bei der Leistungsdurchfüh-
rung, die zu einer zeitlichen Verzöge-
rung oder sonstigen Beeinträchti-
gung des Leistungsergebnisses füh-
ren können, unverzüglich dem AG 
schriftlich anzuzeigen und darzule-
gen, wie lange die Verzögerung sein 
wird. Dies gilt auch bei drohender Be-
hinderung oder Gefährdung der 
sachgemäßen und termingerechten 

Durchführung der Leistungen. Der AG 
weist den AN daraufhin, dass dieser 
möglichen Ablaufstörungen gegen-
steuern muss. 

8.8 Der AN ist verpflichtet, Mitwirkungs-
leistungen des AG oder von Dritten 
vorausschauend und rechtzeitig an-
zufordern, so dass Ablaufstörungen 
möglichst vermieden werden. 

8.9 Die rechtzeitige und ordnungsge-
mäße Erfüllung der Verpflichtungen 
der der Bestimmungen der § 8.7 und 
8.8 durch den AN hat keinen Einfluss 
auf die Rechte des AG aus anderen 
Klauseln, insbesondere sowohl im 
Hinblick auf die Geltendmachung ei-
nes Verzugsschadens als auch von 
Vertragsstrafen. 

8.10 Bei Verzögerungen, welche der AN zu 
vertreten hat, hat der AN rechtzeitig 
alle erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen, um trotzdem die festgelegten 
Termine einzuhalten oder um Verzö-
gerungen so gering wie möglich zu 
halten. Wenn nötig muss er auf ei-
gene Kosten Schichtarbeit, Überstun-
den und / oder Sonntags- / Feiertags-
arbeit leisten. Die Einholung der not-
wendigen Sondererlaubnisse liegt 
beim AN in Abstimmung mit dem AG. 

8.11 Im Falle des Liefer- oder Leistungsver-
zugs durch den AN haftet der AN für 
alle Schäden und Nachteile, die dem 
AG dadurch entstehen. Vertragsstra-
fen, die in diesem Fall durch den AG 
zu zahlen sind, werden im vollem Um-
fang an den AN weitergegeben. 

8.12 Im Falle des Liefer- oder Leistungsver-
zugs durch den AN, ist der AG be-
rechtigt, den Auftrag, bzw. die Bestel-
lung aus wichtigem Grunde fristlos zu 
kündigen und etwaige Mehrkosten 
einer anderweitigen Vergabe vom AN 
zu verlangen. Im Übrigen regeln sich 
die Folgen verspäteter Leistungen 
und Lieferungen nach den gesetzli-
chen Bestimmungen. 

§ 9 Vertragsstrafen 

9.1 Gerät der AN in schuldhaften Verzug 
mit dem Beginn oder der Fertigstel-
lung der Leistung, hat der AN dem AG 
eine Vertragsstrafe zu zahlen. Sie be-
trägt für jeden Kalendertag des 
schuldhaften Verzugs 0,2 %, max. je-
doch 5 % der Auftragssumme.  

9.2 Eine Vertragsstrafe kann bis zur letz-
ten Abrechnung der Serviceleistun-
gen für die vereinbarte Laufzeit gel-
tend gemacht werden. 

9.3 Wird der AG durch Liefer- und / oder 
Leistungsverzug des AN vom KUN-
DEN mit einer Vertragsstrafe belastet, 
werden diese Kosten in voller Höhe 
dem AN weiterbelastet. 
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9.4 Verspäteter Vormaterialeingang, Ma-
terial- und / oder ungünstige Witte-
rungsverhältnisse entbinden den AN 
nicht von der Vertragsstrafe. 

9.5 Auf das Ausbleiben notwendiger, 
vom AG zu liefernder Unterlagen, 
kann sich der AN nur berufen, wenn 
dieser die Unterlagen schriftlich an-
gemahnt hat und diese nicht inner-
halb einer angemessenen Frist erhal-
ten hat. 

9.6 Bei einer auf höherer Gewalt beru-
henden oder durch den AG verur-
sachten Verzögerung verlängern sich 
die Erfüllungsfristen um die Dauer der 
Verzögerung. Voraussetzung für eine 
Anerkennung solcher Verzögerungen 
in Bezug auf die Vertragsstrafe ist, 
dass der AN den AG im Falle von hö-
herer Gewalt unmittelbar nach Eintritt 
der Verzögerungsursache schriftlich 
verständigt und den Nachweis er-
bringt. 

9.7 Für jeden Fall, in dem der AN gegen 
eine der in § 22 geregelten Pflichten 
verstößt, hat der AN eine Vertrags-
strafe pro Verstoß in Höhe von 
25.000,00 € zu zahlen, soweit die Par-
teien im Verhandlungsprotokoll keine 
andere Regelung treffen. 

§ 10 Abnahme 

10.1 Wenn nicht schriftlich anders verein-
bart, gilt die förmliche Abnahme als 
vereinbart. Die Abnahme ist durch 
den AN schriftlich mit Fristsetzung bei 
dem vom AG im Verhandlungsproto-
koll benannten Vertreter und bei der 
Bauleitung des AG zu beantragen. 

10.2 Der AN kann die Abnahme durch den 
AG erst dann verlangen, wenn eine 
mängelfreie Fertigstellung erfolgt ist. 
Der AG kann die Abnahme ablehnen, 
sofern ein Mangel vorliegt. Eine er-
neute Abnahme kann der AN erst 
dann verlangen, wenn er die Beseiti-
gung des Mangels nachgewiesen hat. 

10.3 Die Abnahme der Leistung des AN, 
die die vollständige Fertigstellung der 
zu leistenden Arbeiten voraussetzt, 
erfolgt erst zum Zeitpunkt der Ge-
samtabnahme durch den KUNDEN. 

10.4 Die Dokumentation sowie alle not-
wendigen Genehmigungen und Tes-
tate müssen bei Abnahme vertrags-
konform vorliegen. Sie sind Bestand-
teil der Abnahme. Fehlende Doku-
mentation verwirkt die Abnahme der 
Leistung wegen Unvollständigkeit. 

10.5 Soweit die vom AN geschuldeten 
Leistungen auch erforderliche be-
hördliche Genehmigungen, Beschei-
nigungen usw. betreffen, hat der AN 
diese in eigener Verantwortung ter-
mingerecht einzuholen und dem AG 
zum Abnahmetermin zu übergeben. 

10.6 Alle anderen Formen der Abnahme, 
sei es durch Benutzung oder Inbe-
triebnahme oder durch Fristablauf 
nach Anzeige der Fertigstellung oder 
das Leisten der Schlusszahlung usw., 
sind ausgeschlossen. 

§ 11 Eigentums-/ Gefahrenüber-
gang 

11.1 Der AN steht dafür ein, dass er und 
seine Subunternehmer hinsichtlich 
seiner Lieferungen / Leistungen ver-
fügungsberechtigt sind. Insbeson-
dere liefert der AN alle im Rahmen 
der geschuldeten Leistung zu liefern-
den Sachen und Waren () lastenfrei. 
Ansonsten hat er den AG hinsichtlich 
aller Nachteile und Schäden schad- 
und klaglos zu halten. 

11.2 Der Eigentumsübergang hat keine 
Bedeutung für die Gefahrtragung und 
die Gewährleistung  

§ 12 Vergütung 

12.1 Die Vergütung kann entweder als 
Festpreis oder auf Basis von Zeit- und 
Aufwandabrechnungen erfolgen. Fol-
gende Festpreismethoden können 
zur Anwendung kommen: 

a. Pauschalpreis. Dabei wird für 
den gesamten Leistungsumfang 
des Auftrags oder definierter 
Teile desselben ein fester Geld-
wert vergütet. 

b. Einheitspreis. Dabei wird für eine 
definierte Leistung ein bestimm-
ter Geldwert vereinbart; die 
Summe der Leistungen multipli-
ziert mit dem vereinbarten Geld-
wert ergibt die Vergütung. 

12.2 Ist für eine Leistung ein Festpreis ver-
einbart, so ist die Vergütung von Zeit 
/ Aufwand unzulässig. 

12.3 Werden zu einzelnen Lieferungen 
und / oder Leistungen Festpreise ver-
einbart, so gelten diese inklusive aller 
Kosten für Baustelleneinrichtung, 
Werkzeuge, Geräte, Lohnkosten, Aus-
lösen, aller Reisekosten, Lohnneben-
kosten und sonstiger Nebenkosten, 
die zur Erfüllung der vertraglichen 
Leistung notwendig sind, bis zur voll-
ständigen Erledigung des Auftrags. 
Verrechnungssätze sind Festpreise. 

12.4 Alle Vertrags- bzw. Einheitspreise sind 
Festpreise. Sie unterliegen, wenn 
nicht anders vereinbart, einer Preis-
bindung bis zur Beendigung des Pro-
jekts / Bauvorhabens durch den KUN-
DEN des AG. Sie enthalten sämtliche 
Transportkosten, auch wenn diese 
gesetzlich geändert werden. 

12.5 Wird der Auftrag auf Grundlage des 
„Verhandlungsprotokolls Werkver-
trag“ erteilt, führen Lieferungen und 
Leistungen, die nach Ablauf der im VP 
vorgesehenen Preisbindung erbracht 
werden, nur dann zu einer Preisan-
passung, wenn dies vom AG zu ver-
treten ist und sich aus den sonstigen 
vertraglichen oder gesetzlichen Best-
immungen ein Preisanpassungsan-
spruch ergibt. In solchen Fällen sollen 
die Parteien vor Liefer- bzw. Leis-
tungsausführung eine Vereinbarung 
über eine Preisangleichung für die 
noch zu erbringende Lieferung/Leis-
tung treffen.  

12.6 Ein etwaiger Anspruch wegen Stö-
rung der Geschäftsgrundlage bleibt 
unberührt. 

12.7 Die Basis- und Verrechnungssätze ba-
sieren immer auf der Grundlage, dass 
der AN oder seine Erfüllungsgehilfen 
die im Vertrag spezifizierten Wochen-
arbeitszeiten arbeiten. Soweit nicht 
ausdrücklich anderes vereinbart ist, 
umfassen diese sämtliche Kosten. Die 
Erstattung von Zuschlägen bedarf der 
ausdrücklichen Vereinbarung im Auf-
trag. 

12.8 Massenmehrungen bzw. -minderun-
gen sind vom AN vor Ausführung 
rechtzeitig schriftlich anzuzeigen. Be-
darfspositionen sind durch den AG 
vor Ausführung freigeben zu lassen. 

12.9 Lohn- und Materialpreiserhöhungen, 
die nach Abschluss des Werkvertrags 
eintreten, werden nicht vergütet.  

12.10 Alle Dokumentationskosten, auch 
Kosten für Behördengenehmigungen, 
Zeugnisse, Testate usw., sind in den 
Vertragspreisen enthalten. 

§ 13 Änderungen der Vergütung 
und Nachweis der Preisbil-
dung 

13.1 Der AN ist verpflichtet, seine Kalkula-
tion auf Verlangen des AG offenzule-
gen, wenn er eine Vergütung für Leis-
tungen infolge einer Änderung des 
vereinbarten Werkerfolgs oder zur Er-
reichung des vereinbarten Werker-
folgs verlangt. 

13.2 Der AN ist verpflichtet, die Kalkulation 
bestimmter Einheitspreise offen zu le-
gen, wenn der AG dies zur Erarbei-
tung von Nachträgen gegenüber dem 
KUNDEN fordert. Der AN hat diese in-
nerhalb einer Frist von 12 Arbeitsta-
gen nach Aufforderung vorzulegen. 

§ 14 Kostenbeteiligung des AN 

Vereinbarte Umlagen gemäß der 
Bestimmungen des VP werden jeweils 
mit den Abschlagsrechnungen und 
der Schlussrechnung verrechnet. 
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§ 15 Stundenlohnarbeiten/Re-
giearbeiten 

15.1 Stundenlohnarbeiten/Regiearbeiten 
werden vom AG nur nach vorheriger, 
gesonderter ergänzender schriftlicher 
Vereinbarung und nach Vorlage eines 
Stundennachweises bei der örtlichen 
Bauleitung des AG innerhalb von 24 
Stunden anerkannt. 

15.2 Die Bestätigung der Arbeitszeit be-
deutet keine Anerkennung für Ab-
rechnungszwecke. 

15.3 Die Normalarbeitszeit beträgt 50 
Stunden je Woche. Samstage gelten 
als normale Arbeitstage. Wenn nicht 
anders vereinbart, gelten als Basis für 
die Berechnung der Überstundenzu-
schläge 70 % des Werts der verein-
barten Stundenlohnsätze. 

15.4 Grundlage für die Vergütung von 
Stundenlohnarbeiten ist die reine Ar-
beitszeit. Aufsichts-, Fahr- und Wege-
zeiten sowie Auslösungen u. ä. wer-
den nicht vergütet. Bauleiterstunden 
gelten nicht als Stundenlohnarbeiten. 
Die Abrechnung erfolgt auf 0,25 
Stunden genau.  

15.5 Bei Festpreisaufträgen ist die Abrech-
nung von Stundenlohnarbeiten/Re-
giearbeiten inklusive Überstundenzu-
schläge auf ein Minimum – maximal 5 
% der Auftragssumme – zu beschrän-
ken, es sei denn, es gibt eine vertrag-
liche Änderung der Abrechnungsart. 

§ 16 Abrechnung, Aufmaße 

16.1 Im Falle pauschalierter Aufträge ist 
der AN verpflichtet, den in seiner je-
weiligen Rechnung geltend gemach-
ten Leistungsstand nachzuweisen. Die 
Prüfung des Leistungsstandes und 
der Nachweise obliegt der Bauleitung 
des AG. 

16.2 Aufmaße sind mindestens 1 x wö-
chentlich zu erstellen und der AG-
Bauleitung zur Prüfung vorzulegen. 

16.3 Der AN erstellt ein nach Anlagentei-
len zugeordnetes, detailliertes, prüf-
bares Aufmaßprotokoll und übergibt 
dieses zur Prüfung der Richtigkeit an 
die Bauleitung des AG. Das geprüfte 
und gegengezeichnete Aufmaßpro-
tokoll ist Bedingung für die Ab-
schlagsforderung bzw. Stellung der 
Schlussrechnung durch den AN. 

16.4 Eine Aufmaßprüfung, unerheblich ob 
es ein Teil- oder Gesamtaufmaß ist, 
erfolgt in jedem Fall vorbehaltlich der 
Endprüfung durch den KUNDEN. Ha-
ben Prüfungen durch den KUNDEN 
Rückforderungen an den AG zur 
Folge, haftet der AN in vollem Um-
fang. 

16.5 Der AN hat seine Leistungen prüfbar 
abzurechnen. Er hat die Rechnungen 
übersichtlich aufzustellen und dabei 
die Reihenfolge der Posten einzuhal-
ten und die in den Vertragsbestand-
teilen enthaltenen Bezeichnungen zu 
verwenden. Die zum Nachweis von 
Art und Umfang der Leistung erfor-
derlichen Mengenberechnungen, 
Zeichnungen und andere Belege sind 
beizufügen. Änderungen und Ergän-
zungen des Vertrags sind in der Rech-
nung besonders kenntlich zu machen; 
sie sind auf Verlangen getrennt abzu-
rechnen. 

16.6 Die für die Abrechnung notwendigen 
Feststellungen sind dem Fortgang der 
Leistung entsprechend möglichst ge-
meinsam vorzunehmen. Die Abrech-
nungsbestimmungen in den Techni-
schen Vertragsbedingungen und den 
anderen Vertragsunterlagen sind zu 
beachten. Für Leistungen, die bei 
Weiterführung der Arbeiten nur 
schwer feststellbar sind, hat der AN 
rechtzeitig gemeinsame Feststellun-
gen zu beantragen. 

16.7 Die Schlussrechnung muss bei Leis-
tungen mit einer vertraglichen Aus-
führungsfrist von höchstens 3 Mona-
ten spätestens 10 Arbeitstage nach 
Fertigstellung eingereicht werden, 
wenn nichts anderes vereinbart ist; 
diese Frist wird um je 6 Werktage für 
je weitere 3 Monate Ausführungsfrist 
verlängert. 

16.8 Reicht der AN eine prüfbare Rech-
nung nicht ein, obwohl ihm der AG 
dafür eine angemessene Frist gesetzt 
hat, so kann sie der AG selbst auf Kos-
ten des AN aufstellen. 

§ 17 Zahlungen 

17.1 Nach den gesetzlichen Bestimmun-
gen in Österreich sind vom AG  20 % 
der an den AN zu zahlenden Rech-
nungsbeträge für die Gestellung von 
Arbeitskräften zur inländischen Ar-
beitsausübung (inkl. kaufmännischer 
und technischer Beratung) einzube-
halten und an das Finanzamt abzu-
führen. Dies gilt, sofern der AN nicht 
österreichischem Steuerrecht unter-
liegt. oder muss dem AG der auslän-
dische Unternehmer eine vom aus-
ländischen Unternehmer Finanzamt 
ausgestellte Ansässigkeitsbestäti-
gung übergeben.   

17.2 Wird die Erbringung von Bauleistun-
gen nach § 19 Abs. 1a UStG vom AG 
an AN beauftragt,, so haftet der AG 
(bis max. 5 Prozent des geleisteten 
Werklohns) für die vom Finanzamt 
einzuhebenden lohnabhängigen Ab-
gaben, die der AN abzuführen hat. 
Damit dieses Haftung entfällt, ver-
pflichtet sich der AN zum Zeitpunkt 
der Leistung des Werklohnes in der 
Gesamtliste der haftungsfreistellen-

den Unternehmen (HFU-Liste) aufzu-
scheinen. Scheint der AN in der ge-
nannten Liste nicht auf, ist der AG be-
rechtigt, 5 Prozent des Werklohnes 
zzgl des 20 %igen Haftungsbetrages 
für SV-Beitäge einzubehalten gege-
benenfalls und an das Dienstleis-
tungszentrum Auftraggeberhaftung 
(DLZ-AGH) der ÖGK zu überweisen.  

17.3 Gemäß der Erklärung im Verhand-
lungsprotokoll ist der AN nicht be-
rechtigt, Umsatzsteuer für Abschlags-
forderungen oder Rechnungen aus-
zuweisen. Abschlagsforderungen o-
der Rechnungen, die dennoch einen 
Umsatzsteuerausweis enthalten, sind 
unzulässig. Die Zahlforderung des AN 
gilt in diesem Fall als nicht gestellt. 

17.4 Rechnungen und Abschlagsforderun-
gen des AN müssen anhand des Auf-
trags die jeweilige Leistung genau be-
zeichnen. Sie müssen sämtliche vom 
AG bekannt gegebenen Buchhal-
tungsdaten enthalten. 

17.5 Die Anforderungen von Abschlags-
zahlungen sind beim AG jeweils nach 
Erreichen eines maßgeblichen Bau-
fortschritts einzureichen. 

17.6 Alle notwendigen Prüfunterlagen – 
z.B. Aufmaßprotokolle, Kalkulationen, 
Skizzen, Zeichnungen usw. – sind 
ebenfalls in 2-facher Ausfertigung 
einzureichen. 

17.7 Als abrechnungsfähige Leistungen 
gelten auch die für die geforderte 
Leistung eigens angefertigten und 
bereitgestellten Bauteile sowie die auf 
der Baustelle angelieferten Stoffe und 
Bauteile, wenn dem AG nach seiner 
Wahl das Eigentum an ihnen übertra-
gen ist oder entsprechende Sicherheit 
gegeben wird. 

17.8 Lässt der AG für eine Abschlagszah-
lung oder die Vorauszahlung die 
Skontofrist verstreichen, lässt dies die 
Berechtigung zum Abzug von Skonto 
für die übrigen Zahlungen oder Erfül-
lungshandlungen unberührt. 

17.9 Der AG akzeptiert weder Zwischen- 
noch Teilrechnungen. 

17.10 Kommt es dennoch zur Bezahlung 
von Zwischen- oder Teilrechnungen 
durch den AG, so sind diese in jedem 
Fall vorbehaltlich der Rückforderung. 
Das gilt auch, wenn die Zahlung ohne 
Vorbehaltsvermerk erfolgt. Die Be-
zahlung stellt in diesem Fall keine An-
erkennung oder Abnahme der Leis-
tung dar. 

17.11 Die Schlussrechnung ist vom AN in-
nerhalb von 4 Wochen nach Fertig-
stellung des Bauvorhabens anhand 
des Schlussaufmaßes und Abnahme-
protokolls bzw. der Abnahmeerklä-
rung des AG einzureichen.  

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10004873
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17.12 Die Zahlung der Forderungen erfolgt 
gemäß vereinbarter Zahlungsverein-
barung. 

17.13 Die Anerkenntnis und / oder Bezah-
lung der Schlussrechnung schließen 
Rückforderungen wegen fehlerhaft 
berechneter Leistungen und Forde-
rungen nicht aus. Ein Wegfall der Be-
reicherung kann nicht geltend ge-
macht werden. 

17.14 Die vorbehaltlose Annahme der 
Schlusszahlung schließt Nachforde-
rungen aus, wenn der AN über die 
Schlusszahlung schriftlich unterrich-
tet und auf die Ausschlusswirkung 
hingewiesen wurde. 

Einer Schlusszahlung steht es gleich, 
wenn der AG unter Hinweis auf ge-
leistete Zahlungen weitere Zahlungen 
endgültig und schriftlich ablehnt. 

Auch früher gestellte, aber unerle-
digte Forderungen werden ausge-
schlossen, wenn sie nicht nochmals 
vorbehalten werden. 

17.15 Ein Vorbehalt ist innerhalb von 28 Ta-
gen nach Zugang der Mitteilung ge-
mäß § 17.13 über die Schlusszahlung 
zu erklären. Er wird hinfällig, wenn 
nicht innerhalb von weiteren 28 Ta-
gen – beginnend am Tag nach Ablauf 
der in Satz 1 genannten 28 Tage – 
eine prüfbare Rechnung über die vor-
behaltenen Forderungen eingereicht 
oder, wenn das nicht möglich ist, der 
Vorbehalt eingehend begründet wird. 

17.16 Die Ausschlussfristen gelten nicht für 
ein Verlangen nach Richtigstellung 
der Schlussrechnung und -zahlung 
wegen Aufmaß-, Rechen- und Über-
tragungsfehlern. 

§ 18 Sicherheiten 

18.1 Vertragserfüllungssicherheit 

(1) Als Sicherheit für die Vertragserfül-
lung stellt der AN dem AG eine Si-
cherheit in Höhe von 10 % der Auf-
tragssumme („Vertragserfüllungssi-
cherheit“), soweit die Parteien im Ver-
handlungsprotokoll keine andere 
Höhe der Sicherheit vereinbart haben. 
Die Vertragserfüllungssicherheit si-
chert die Ansprüche des AG auf die 
vertragsgemäße Ausführung der Leis-
tung, Mängelansprüche und die nicht 
mit Mängeln in Zusammenhang ste-
henden Zahlungsansprüche des AG 
(insb. wegen Vertragsstrafe, Scha-
densersatz, Mehrkostenerstattung 
und Rückzahlung überzahlten Wer-
klohns). 

(2) Soweit von der Vertragserfüllungssi-
cherheit auch Mängelansprüche ab-
gesichert werden, erfasst die Sicher-
heit nur Ansprüche wegen vor oder 
bei Abnahme festgestellter Mängel. 

Die Vertragserfüllungssicherheit si-
chert keine Ansprüche wegen Män-
geln, die erstmals nach dem Beginn 
der Gewährleistungszeit festgestellt 
werden. 

(3) Die Vertragserfüllungssicherheit dient 
auch der Absicherung von Rück-
griffansprüchen des AG gegen den 
AN aufgrund einer Inanspruchnahme 
des AG bei Verstößen des AN gegen 
das AVRAG, das LSD-BG oder andere 
Vorschriften die die Zahlung von Min-
destlöhnen oder die Abfuhr von Sozi-
alversicherungsbeiträgen zum Inhalt 
haben.  

(4) Zur Vereinfachung der Abwicklung 
kann der AG bei jeder Abschlagszah-
lung 10% des jeweiligen Zahlbetrages 
einbehalten, bis die Sicher-
heitssumme erreicht ist (Bareinbe-
halt). 

(5) Der AN kann, soweit der Bareinbehalt 
nicht bereits berechtigt verwertet ist, 
seine Auszahlung verlangen Zug-um-
Zug gegen Stellung einer Vertragser-
füllungsbürgschaft eines inländischen 
Kreditinstitutes oder Kreditversiche-
rers über 10 % der Auftragssumme, 
die dem dem Verhandlungsprotokoll 
als Anlage beigefügten, als „Ver-
tragserfüllungsbürgschaft“ bezeich-
neten Muster entspricht. 

(6) Bei einer Änderung der Auftrags-
summe durch Mengenmehrungen, 
Änderungen, Beauftragung von Be-
darfspositionen o.ä. ändert sich die 
Höhe der Vertragserfüllungssicher-
heit entsprechend. Hat der AN eine 
Vertragserfüllungsbürgschaft vorge-
legt, ist bei einer Änderung der Auf-
tragssumme auf Verlangen einer der 
Parteien der Bürgschaftsbetrag an die 
geänderte Auftragssumme anzupas-
sen. Ist die Auftragssumme gestiegen, 
so kann der AG bis zur Anpassung des 
Bürgschaftsbetrages einen Bareinbe-
halt in Höhe der derzeit ungesicher-
ten Differenz vornehmen; dieser 
Bareinbehalt kann durch Anpassung 
des Bürgschaftsbetrages unter den 
Voraussetzungen der § 18.1 Abs.5 ab-
gelöst werden. 

(7) Die Vertragserfüllungsbürgschaft darf 
eine Hinterlegungsklausel nicht ent-
halten. Sie dient auch zur Sicherung 
etwaiger Ansprüche des AG auf Rück-
erstattung von Überzahlungen und 
Schadensersatz. Gleiches gilt, wenn 
die Gewährleistungssicherheit gemäß 
obigem Abs. 2 durch Bankbürgschaft 
abgelöst wird. Der Anspruch auf Erfül-
lung aus der Sicherheit (auch in Form 
einer Bürgschaft) verjährt nicht vor 
Eintritt der Verjährung des besicher-
ten Anspruchs.  

(8) Der AN kann die Vertragserfüllungs-
bürgschaft nach Abnahme und Ablauf 
der Prüffrist für die Schlussrechnung, 
sowie Zug-um-Zug gegen Stellung 

einer Sicherheit gemäß § 18.2 zurück-
verlangen. Soweit aber durch die Si-
cherheit gesicherte Ansprüche noch 
nicht erfüllt sind, darf der AG für diese 
Ansprüche einen entsprechenden Teil 
dieser Sicherheit zurück-behalten. Ist 
eine Vertragserfüllungsbürgschaft 
nicht übergeben worden, so reduziert 
sich ein getätigter Bareinbehalt nach 
Abnahme und Ablauf der Prüffrist für 
die Schlussrechnung auf die Höhe des 
Gewährleistungseinbehalts zzgl. et-
waiger vom AG bereits geltend ge-
machter und noch nicht erfüllter An-
sprüche. 

(9) Die Sicherheitsleistung durch Hinter-
legung von Geld ist ausgeschlossen. 

 18.2 Sicherheit für Mängelansprüche 
des AG 

(1) Zur Absicherung der Mängelansprü-
che des AG wegen nach Abnahme 
festgestellter Mängel (einschließlich 
Schadensersatz) stellt der AN eine Si-
cherheit in Höhe von 5% der Abrech-
nungssumme („Gewährleistungssi-
cherheit“) für die vollständige Dauer 
der Gewährleistung“, soweit die Par-
teien im Verhandlungsprotokoll keine 
andere Höhe der Sicherheit verein-
bart haben.  

(2) Die Gewährleistungssicherheit dient 
auch der Absicherung von Rück-
griffansprüchen des AG gegen den 
AN aufgrund einer Inanspruchnahme 
des AG bei Verstößen des AN gegen 
das AVRAG, das LSD-BG und das Ar-
beitskräfteüberlassungsgesetzes und 
weiterer Bestimmungen, welche die 
Zahlungen eines Mindeslohnes und 
die Abfuhr von Sozialversicherungs-
beträgen zum Inhalt haben.   

(3) Zur Vereinfachung der Abwicklung 
kann der AG 5 % der Abrechnungs-
summe bei der Schlusszahlung als 
Gewährleistungssicherheit einbehal-
ten (Bareinbehalt). 

(4) Der AN kann, soweit der Bareinbehalt 
gemäß § 18.2 Abs.3 nicht berechtigt 
verwertet ist, die Auszahlung dieses 
Bareinbehalts verlangen Zug-um-Zug 
gegen Stellung einer Bürgschaft für 
Mängelansprüche eines inländischen 
Kreditinstitutes oder Kreditversiche-
rers in dem Auszahlungsbegehren 
entsprechender Höhe, die dem Ver-
handlungsprotokoll als Anlage beige-
fügten, als „Gewährleistungsbürg-
schaft“ bezeichneten Muster ent-
spricht. 

(5) Zur Rückgabe der Sicherheit wegen 
Mängelansprüchen ist der AG nach 
Ablauf der von den Parteien vertrag-
lich vereinbarten Verjährungsfristen 
für Mängelansprüche verpflichtet.  
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(6) Ist die Sicherheit in Anspruch genom-
men und der jeweils geltend ge-
machte Anspruch noch nicht erfüllt 
worden, so darf der AG für diese An-
sprüche einen entsprechenden Teil 
dieser Sicherheit zurückbehalten. 

18.3 Sicherheit für Tariftreue 

(1) Der AG ist berechtigt, vom AN eine 
unwiderrufliche, unbefristete, unbe-
dingte und selbstschuldnerische 
Bürgschaft eines den Anforderungen 
des § 17 Abs. 2 VOB/B entsprechen-
den Kreditinstituts oder Kreditversi-
cherers zu fordern, die dem dem Ver-
handlungsprotokoll als Anlage beige-
fügten, als „Tariftreue-Bürgschaft“ 
bezeichneten Muster entspricht. Die 
Höhe der Sicherheit hat 5 % der Auf-
tragssumme zu betragen“, soweit die 
Parteien im Verhandlungsprotokoll 
keine andere Höhe der Sicherheit ver-
einbart haben. 

(7) Diese Bürgschaft dient der Absiche-
rung von Rückgriffansprüchen des AG 
gegen den AN aufgrund einer Inan-
spruchnahme des AG bei Verstößen 
des AN gegen das AVRAG, das LSD-
BG und das Arbeitskräfteüberlas-
sungsgesetzes und weiterer Bestim-
mungen, welche die Zahlungen eines 
Mindeslohnes und die Abfuhr von So-
zialversicherungsbeträgen zum Inhalt 
haben.   

(2) Macht der AG von diesem Bürg-
schaftsforderungsrecht Gebrauch, 
verpflichtet sich der AN eine solche 
Bürgschaft innerhalb von 14 Tagen ab 
Zugang der Aufforderung zu stellen.  

18.4 Sicherheit für Vorauszahlungen des 
AG 

(1) Zur Absicherung einer etwa verein-
barten Vorauszahlung des AG (ein-
schließlich Schadensersatz) stellt der 
AN eine Bürgschaft eines inländi-
schen Kreditinstitutes oder Kreditver-
sicherers in der vereinbarten Voraus-
zahlung entsprechender Höhe, die 
dem Verhandlungsprotokoll als An-
lage beigefügten, als „Vorauszah-
lungsbürgschaft“ bezeichneten Mus-
ter entspricht. Die Übergabe an den 
AG ist Voraussetzung für die Fälligkeit 
der Vorauszahlung. 

(2) Die Bürgschaft ist zurückzugeben, 
wenn die Voraussetzungen nach der 
Sicherungsabrede erfüllt sind 

18.5 Sicherheiten zugunsten des AN 

(1) Soweit der AN berechtigt Sicherheit 
nach § 1170b ABGB verlangt, verein-
baren die Parteien als „angemessene 
Frist“ eine Mindestfrist von 10 Ar-
beitstagen 

(2) Der AG ist in den Fällen, in denen dem 
AN nach den vertraglichen und ge-
setzlichen Vorgaben ein Leistungs-
verweigerungsrecht grundsätzlich zu-
steht, berechtigt, die Leistungsein-
stellung des AN durch Übergabe ei-
ner Abwendungsbürgschaft in Höhe 
eines etwa streitigen, noch nicht ab-
gesicherten Zahlungsanspruches ab-
zuwenden. Die Form bestimmt der 
AG. Die Kostentragung hängt davon 
ab, ob das Leistungsverweigerungs-
recht zu Recht oder zu Unrecht gel-
tend gemacht wurde. Der AN ist zur 
Ausübung eines ihm etwa zustehen-
den Leistungsverweigerungsrechtes 
erst berechtigt, wenn er die Leis-
tungseinstellung mindestens 12 Ar-
beitstage vor der vollständigen oder 
teilweisen Einstellung seiner Arbeiten 
angekündigt hat. 

§ 19 Rechte bei Mängeln, Ge-
währleistung, Garantien 

19.1 Leistungen, die schon während der 
Ausführung als mangelhaft oder ver-
tragswidrig erkannt werden, hat der 
AN nach Maßgabe des VP auf eigene 
Kosten durch mangelfreie zu erset-
zen. Hat der AN den Mangel oder die 
Vertragswidrigkeit zu vertreten, so 
hat er auch den daraus entstehenden 
Schaden zu ersetzen. Kommt der AN 
der Pflicht zur Beseitigung des Man-
gels nicht nach, so kann ihm der AG 
eine angemessene Frist zur Beseiti-
gung des Mangels setzen und erklä-
ren, dass er nach fruchtlosem Ablauf 
der Frist den Vertrag kündigen werde. 

19.2 Bei unsachgemäßer Montage erhält 
der AN eine angemessene Frist zur 
Nachbesserung. Wird in diesem Zeit-
raum kein befriedigendes Ergebnis 
erreicht, so kann der AG die Ausfüh-
rung selbst bzw. durch Beauftragung 
Dritter nach Zeit und Aufwand durch-
führen lassen. Alle daraus resultieren-
den Kosten gehen zu Lasten des AN. 

19.3 In dringenden Fällen kann der AG 
nach Abstimmung mit dem AN auf 
Kosten des AN die Nachbesserung 
selbst vornehmen oder durch einen 
Dritten ausführen lassen. Kleine Män-
gel können durch den AG in Erfüllung 
seiner Schadensminderungspflicht 
ohne vorherige Abstimmung selbst 
beseitigt werden, ohne dass hier-
durch die Gewährleistungs- und/oder 
Garantieleistungsverpflichtung be-
rührt wird. Der AG kann den AN dann 
mit den erforderlichen Aufwendun-
gen belasten. Das gleiche gilt, wenn 
ungewöhnlich hohe Schäden drohen. 
Das Wahlrecht zwischen Mängelbe-
seitigung und Neuherstellung steht in 
jedem Falle dem AG zu. 

19.4 Sollten Schäden oder Mängel jegli-
cher Art auftreten, die durch Arbeiten 
des AN entstanden sind oder die sei-
nen Lieferumfang betreffen, beträgt 
die Gewährleistungszeit 5 Jahre und 6 

Monate nach der Abnahme (Über-
gabe) durch den AG. 

19.5 Erfolgt die Abnahme / Inbetrieb-
nahme des Gebäudes oder der An-
lage, in die die Leistungen des AN 
eingegangen sind, nicht spätestens 6 
Monate nach der Abnahme durch 
den AG, beträgt die Gewährleistungs-
zeit 5 Jahre und 6 Monate entweder 
ab dem Zeitpunkt der Inbetrieb-
nahme durch den KUNDEN oder ab 
Abnahme durch den KUNDEN, soweit 
diese vor der Inbetriebnahme erfolgt. 

19.6 Im Falle der Nacherfüllung beginnt 
die vereinbarte Gewährleistungszeit 
oder Garantiefrist ab der Nacherfül-
lung neu zu laufen.  

19.7 Der AN tritt bereits jetzt seine sämtli-
chen Mängelansprüche, Garantiean-
sprüche, Produkthaftungsansprüche 
sowie Ansprüche aus Sicherheiten 
hierfür, die er gegen seine Lieferanten 
und Subunternehmer geltend ma-
chen kann, an den AG ab, der die Ab-
tretung annimmt. Die Abtretung be-
rührt die eigenen Mängelansprüche 
des AG gegenüber dem AN nicht. 

19.8 Der AN wird vom AG bis auf Widerruf 
ermächtigt, die abgetretenen Ansprü-
che gegen seine Subunternehmer 
und Lieferanten selbst durchzusetzen. 
Der AN kann darüber hinaus im Falle 
einer von ihm erfolgreich durchge-
führten Mängelbeseitigung oder an-
derweitigen Erfüllung der Mängelan-
sprüche des AG verlangen, dass die 
abgetretenen Ansprüche rückabge-
treten werden, soweit seine Erfüllung 
der Mängelansprüche des AG reicht.  

19.9 Der AN hat dem AG spätestens zwei 
Wochen vor der Abnahme eine Liste 
aller eingesetzten Subunternehmer 
und Lieferanten mit Adresse und ge-
nauen Angaben zu den ausführenden 
Gewerken, vereinbarten Mängelan-
sprüchen/Garantien und gelieferten 
Gegenständen zu übergeben. Auf 
Aufforderung des AG ist der AN ver-
pflichtet, alle zur Durchsetzung der 
abgetretenen Ansprüche notwendi-
gen Unterlagen und Informationen 
dem AG zu übergeben und zu ertei-
len. 

19.10 Der AN sichert zu, dass sämtliche 
Lieferungen und Leistungen im Sinne 
des ABGB garantierte und wesentli-
che Eigenschaften sind. Es gilt die Be-
weislastumkehr zu Lasten des AN. 
Kommt der AN seiner Gewährleis-
tungsverpflichtung/Garantiever-
pflichtung innerhalb einer vom AG 
gesetzten, angemessenen Frist nicht 
nach, so kann der AG die erforderli-
chen Maßnahmen auf Kosten und Ge-
fahr des AN unbeschadet der Ge-
währleistung und/oder Garantiever-
pflichtung des AN (auf Kosten des 
AN) selbst treffen oder von Dritten 
treffen lassen. 
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§ 20 Haftung, Versicherungen 

20.1  Die Gefahrtragung richtet sich nach 
§§ 918, 1333 und 1334 ABGB.Bis zur 
Abnahme obliegt dem AN bezüglich 
seines Leistungsbereichs die Ver-
kehrssicherungspflicht unter Freistel-
lung des AG. Der AN hat während der 
Durchführung der Baumaßnahme ins-
besondere für die Einhaltung aller Si-
cherheitsbestimmungen sowie für die 
Einhaltung sämtlicher Schutz und Si-
cherungsmaßnahmen nach den Un-
fallverhütungsvorschriften und der 
Baustellenverordnung zu sorgen. Der 
AN kann sich in keinem Fall darauf 
berufen, nicht oder nicht ausreichend 
überwacht worden zu sein. 

20.2 Der AN übernimmt die Haftung für 
Drittschäden aller Art, d. h. er ist für 
alle durch ihn bzw. seine Erfüllungs-
gehilfen verursachten Schäden an 
Personen und Sachen am Baugrund-
stück, am Gebäude, an Nachbar-
grundstücken, an Straßen und We-
gen, usw. verantwortlich. 

20.3 Für eingesetzte Subunternehmer haf-
tet der AN wie für eigenes Personal. 

20.4 Eine Haftung des AG für Material und 
Geräte des AN ist ausgeschlossen. 

20.5 Der AN hält  den AG bezüglich aller 
im Zuge der Durchführung des Bau-
vorhabens entstehenden und damit 
zusammenhängenden Schadenser-
satzansprüchen Dritter schad- und 
klaglos, sofern diese ursächlich auf 
Leistungen des AN oder seiner Erfül-
lungsgehilfen beruhen. Das gilt auch 
für Folgen der Produkthaftung. 

20.6 Der AN ist verpflichtet, auf seine Kos-
ten eine ausreichende Betriebshaft-
pflichtversicherung abzuschließen, 
diese während der Vertragslaufzeit 
aufrecht zu erhalten und diese dem 
AG spätestens bis zum Bau- / Monta-
gebeginn nachzuweisen, wobei diese 
Beträge bei mehreren Schadensfällen 
mindestens zwei Mal pro Versiche-
rungsjahr zur Verfügung stehen müs-
sen: 

Schadensart: Deckungssumme:  

Personenschäden  
 EUR 2.000.000,00 

Sachschäden   
 EUR 2.000.000,00 

Vermögensschäden  
 EUR 1.000.000,00 

Tätigkeitsschäden  
 EUR 500.000,00 

Der AN wird dem AG die Kopien der 
Versicherungsverträge spätestens bei 
Baubeginn vorlegen. Der AN hat vor 

dem Nachweis des Versicherungs-
schutzes keinen Anspruch auf Leis-
tungen des AG. Der AG kann Zahlun-
gen vom Nachweis des Bestandes 
und des Fortbestehens des Versiche-
rungsschutzes abhängig machen. 

20.7 Der AN ermächtigt den AG, in Scha-
densfällen unmittelbar Kontakt mit 
der Versicherung aufzunehmen, von 
dieser Informationen abzufordern o-
der Verhandlungen zu führen. Der AG 
wird dabei unwiderruflich ermächtigt, 
Entschädigungszahlungen der Versi-
cherung im eigenen Namen geltend 
zu machen und entgegen zu nehmen, 
soweit die Ersatzleistungen auf Schä-
den im Eigentum des AG entfallen. 

20.8 Sofern das Verhandlungsprotokoll 
keine abweichenden Festlegungen 
enthält, verpflichtet sich der AN, eine 
Bauleistungsversicherung auf eigene 
Kosten abzuschließen. 

20.9 Falls der AG oder der KUNDE für das 
Bauvorhaben eine Bauwesenversiche-
rung abschließt, die auch für die Leis-
tungen des AN Versicherungsschutz 
gewährt, erklärt sich der AN bereit, 
die anfallenden Prämien anteilmäßig 
im Verhältnis der Auftragssumme zu 
übernehmen und dem AG zu erstat-
ten. Der AG wird in diesem Fall dem 
AN die Versicherungsbedingungen 
auf Verlangen vorlegen. 

§ 21 Beendigung des Vertrages 

21.1 Kündigung und Rücktritt 

(1) Der AG ist nach Maßgabe der §§ 1168 
a ABGB und aus wichtigem Grund, 
insbesondere wenn dem AG unter Be-
rücksichtigung aller Umstände des 
Einzelfalls und unter Abwägung der 
beiderseitigen Interessen die Fortset-
zung des Vertragsverhältnisses nicht 
mehr zumutbar ist, zur Kündigung 
ohne Einhaltung von Termin und Fris-
ten berechtigt.  

(2) Der AG ist ferner in folgenden Fällen 
ganz oder teilweise zum Rücktritt/zur 
Kündigung ohne Einhaltung von Ter-
minen und Fristen berechtigt:  

• Die Arbeiten werden durch hö-
here Gewalt ganz oder teilweise 
unmöglich. 

• Der KUNDE lässt die Arbeiten 
ganz oder teilweise einstellen und 
/ oder ändert die Grundlagen des 
zwischen ihm und dem AG beste-
henden Vertrages. 

• Der AN erbringt trotz Abmah-
nung und Fristsetzung keine be-
anstandungsfreie Leistung. 

• Der AN hält trotz Abmahnung 
und Fristsetzung die vertraglich 

vereinbarten Fristen und Termine 
nicht ein. 

• Der AN stellt seine Zahlungen ein 
oder stellt einen Eigenantrag auf 
Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens oder eines sonstigen ver-
gleichbaren Verfahrens oder ein 
Insolvenzverfahren oder ver-
gleichbares Verfahren über sein 
Vermögen wird eröffnet. 

21.2 Folgen der Beendigung des Vertra-
ges  

(1) Werden die Kündigung oder der 
Rücktritt vom Vertrag vom AG wegen 
einer vom AN verschuldeten Ver-
tragsverletzung ausgesprochen, so 
werden die bis dahin ausgeführten 
Leistungen nur insoweit zu Vertrags-
preisen abgerechnet, als sie vom AG 
bestimmungsgemäß verwendet wer-
den können.  

(2) Darüber hinaus kann der AG Scha-
densersatz wegen der restlichen, 
nicht vertragsgerecht erbrachten 
Bauleistungen, insbesondere Ersatz 
der durch die Fertigstellung der Ar-
beiten durch den AG selbst und / oder 
einem Dritten entstandenen Mehr-
kosten und Folgeschäden, verlangen 
und diese Gegenforderungen gegen 
die Vergütungsansprüche des AN 
aufrechnen. 

(3) Der dem AG entstehende Schaden 
wird bei der Abrechnung berücksich-
tigt. 

(4) Wird der Vertrag zwischen AG und 
AN durch einseitige Willenserklärung 
oder Einigung oder sonst wie (jedoch 
nicht durch Erfüllung) beendet (nach-
folgend: Vertragsbeendigung), hat 
der AN alle Mittel zur Verfügung zu 
stellen, die der AG zur Weiterführung 
der Leistungen benötigt. Hierunter 
fallen insbesondere: die Benutzung 
von Geräten, Materialien, Anlagentei-
len, Zeichnungen, Know-how und 
Schutzrechten. Der AN ist verpflichtet, 
den AG bei dieser Nutzung umfas-
send zu unterstützen. Der AN ist ver-
pflichtet, unverzüglich die vollständi-
gen Projektunterlagen an den AG 
kostenfrei herauszugeben und tritt 
hiermit alle Rechte an diesen Unterla-
gen an den AG unter der aufschie-
benden Bedingung der Vertragsbe-
endigung ab, welche der AG an-
nimmt. Auf Zurückbehaltungsrechte 
an der Herausgabe der Unterlagen, 
gleich aus welchem Rechtsgrund, ver-
zichtet der AN, der AG nimmt den 
Verzicht an. Als Projektunterlagen 
sind alle Sachen in körperlicher Form 
sowie auch jegliche EDV-basierende 
Daten, Dateien und sonstige Informa-
tionen zu verstehen, die (un-)mittel-
bar im Zusammenhang mit dem Pro-
jekt und dessen Ausführung stehen. 
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(5) Der AN tritt bereits jetzt aufschiebend 
bedingt durch die Vertragsbeendi-
gung 

• alle seine gegenwärtigen und zu-
künftigen gegen Subunterneh-
mer und Lieferanten („SU“) beste-
henden bzw. entstehenden An-
sprüche, einschließlich aller An-
sprüche auf Erfüllung, Ansprüche 
wegen Nicht- oder Schlechterfül-
lung, Rückzahlungsansprüche aus 
Überzahlungen, Schadensersatz-
ansprüche, Gewährleistungsan-
sprüche Ansprüche auf und aus 
Sicherheitsleistungen sowie An-
sprüche auf Versicherungsleis-
tungen aus ihm oder seinen SU 
entstanden Schäden sowie 

• alle Ansprüche an und aus dies-
bezüglichen Sicherheiten und 
Bürgschaften (z.B. Vorauszah-
lungs-, Vertragserfüllungs- und 
Gewährleistungsbürgschaften) an 
den AG ab, der die Abtretung an-
nimmt. 

(6) Der AN ist verpflichtet, in alle mit sei-
nen NU abzuschließenden Verträge 
die Erklärung des SU aufzunehmen, 
dass der SU damit einverstanden ist, 
dass der AN seine sämtlichen gegen-
über dem SU bestehenden Ansprüche 
(insbesondere: Erfüllungsansprüche, 
Rückzahlungsansprüche aus Über-
zahlungen, Schadensersatzansprü-
che, Gewährleistungsansprüche, An-
sprüche auf Versicherungsleistungen 
aus dem SU entstandenen Schäden, 
Ansprüche an und aus von dem SU 
gestellten Bürgschaften) aufschie-
bend bedingt durch die Vertragsbe-
endigung an den AG abtritt.  

(7) Der AN wird dem AG auf Verlangen 
einen Nachweis darüber liefern 

21.3 Projektende 

Ein Projekt / Bauvorhaben gilt frühes-
tens als beendet, wenn der Hauptauf-
trag und alle Nachaufträge des AG 
mit dessen KUNDEN als erfüllt gelten. 

§ 22 Verschwiegenheit, Urheber- 
und Schutzrechte, Kunden-
schutz 

22.1 Der AN ist zur Vertraulichkeit ver-
pflichtet. Er darf Informationen über 
das Bauvorhaben nicht ohne Zustim-
mung des AG an nicht an dem Bau-
vorhaben beteiligte Dritte weiterge-
ben. 

22.2 Veröffentlichungen über das Bauvor-
haben durch den AN oder seine Mit-
arbeiter sind nur nach vorheriger 
schriftlicher Zustimmung des AG zu-
lässig. Als Veröffentlichung in diesem 
Sinne gelten auch die Beschreibung 
der Bauausführung, die Bekanntgabe 
von Zeichnungen, Berechnungen und 

sonstigen Unterlagen, ferner Licht-
bild-, Film-, Rundfunk- und Fernseh-
aufnahmen und Veröffentlichungen 
im Internet. Der AN wird eine entspre-
chende Verpflichtung der von ihm 
eingeschalteten SU gegenüber dem 
AG herbeiführen. 

22.3 Der AN stellt sicher, dass im Hinblick 
auf die erbrachten Leistungen weder 
von ihm selbst noch von eingesetzten 
SU Urheber- oder sonstige Schutz-
rechte geltend gemacht werden, die 
den AG an einer uneingeschränkten 
Nutzung und Verwertung der Leis-
tungen des AN hindern.  

22.4 Bis Ende des Projekts bzw. des Bau-
vorhabens darf der AN kein „Direkt-
geschäft“ jeglicher Art ohne Zustim-
mung des AG mit dem KUNDEN des 
AG tätigen. Er darf demnach weder 
direkt noch indirekt mit den KUNDEN 
des AGs oder deren Rechtsnachfol-
gern über die gegenständlichen Ar-
beiten und damit verbundenen Zu-
satz- oder Folgeaufträge, die mit 
ihnen im technischen Zusammen-
hang stehen, in geschäftliche Bezie-
hungen treten. 

Die vorstehende Pflicht besteht über 
das Ende des Projektes bzw. des Bau-
vorhabens hinaus für einen Zeitraum 
von 1 Jahr nach Vertragsbeendigung 
(Rücktritt, Kündigung oder Ab-
nahme).  

22.5 Direkte Nebenabsprachen des AN mit 
dem KUNDEN des AG sind dem AN 
grundsätzlich untersagt. Bei Missach-
tung haftet der AN. 

22.6 Als KUNDE gilt auch jeder direkte und 
indirekte Auftraggeber des KUNDEN, 
soweit dieser in Beziehung mit dem 
vom AG belieferten Projekt / Bauvor-
haben steht. 

22.7 Betriebseinrichtungen, Geschäftsvor-
gänge und Arbeitsweisen einer Partei, 
die der anderen Partei im Rahmen der 
Auftragsdurchführung zur Kenntnis 
gelangen, sind auch über die Ver-
tragslaufzeit hinaus gegenüber Drit-
ten geheim zu halten; den jeweiligen 
Mitarbeitern sind entsprechende Ver-
pflichtungen aufzuerlegen. 

22.8 Die in den vorstehenden Absätzen 
geregelten Pflichten sind nach Maß-
gabe des § 9 vertragsstrafenbewehrt. 

§ 23 Zusicherungen / Sonstige 
Vereinbarungen 

23.1 Eine Abtretung oder Inkassozession 
oder Verpfändung von Ansprüchen 
die dem AN aus und im Zusammen-
hang mit dem Bauvorhaben gegen 
den AG entstehen, ist nur mit vorheri-
ger Zustimmung des AG gestattet. 

23.2 Der AG ist berechtigt, gegen Forde-
rungen, die dem AN gegen den AG 
zustehen, mit Forderungen aufzu-
rechnen, die ihm oder anderen mit 
dem AG i.S.d. §§ 15 AktG verbunde-
nen Unternehmen gegen den AN zu-
stehen. Der AG ist weiters berechtigt, 
gegen Forderungen, die dem AN ge-
gen eines der vorbenannten Unter-
nehmen zustehen, mit seinen Forde-
rungen gegen den AN aufzurechnen. 

23.3 Der AN kann gegen Ansprüche des 
AG nur mit unbestrittenen, rechts-
kräftig festgestellten oder entschei-
dungsreifen Forderungen gegenüber 
dem AG aufrechnen. 

23.4 Die vom AN gefertigten bzw. be-
schafften und dem AG auszuhändi-
genden Unterlagen (Pläne, Zeichnun-
gen, Dokumentationen, Daten usw.) 
werden Eigentum des AG. Ein Zurück-
behaltungsrecht des AN nach dem 
Leistungsende (Abnahme, Kündigung 
oder Vertragsaufhebung) ist grund-
sätzlich ausgeschlossen, es sei denn, 
die Ansprüche des AN, auf die er das 
Zurückbehaltungsrecht stützt, sind 
von dem AG anerkannt oder rechts-
kräftig festgestellt. 

23.5 Die dem AN überlassenen Unterlagen 
des AG sind dem AG spätestens nach 
Abschluss seiner Leistungen zurück 
zu geben. 

23.6 Der AG ist gegenüber dem AN be-
rechtigt, den Ersatz des Schadens gel-
tend zu machen, der ihm dadurch 
entsteht, dass er seinerseits vom 
KUNDEN wegen schuldhafter Verlet-
zungen des AN gegen gesetzliche o-
der behördliche Vorschriften in An-
spruch genommen wird oder er des-
halb an der weiteren Ausführung ge-
hindert wird oder eine Verzögerung 
im Bauablauf entsteht. 

23.7 Dieser Vertrag selbst sowie alle Ände-
rungen und Ergänzungen bedürfen 
zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. 
Dies gilt auch für einen Verzicht auf 
die vereinbarte Schriftform. Die Be-
dingungen dieses Vertrages gelten 
auch für Nachträge und Zusatzauf-
träge. 

23.8 Nebenabreden sind nicht getroffen. 

§ 24 Mediation 

Soweit die Parteien im Verhandlungs-
protokoll Mediation oder eine sons-
tige Form der außergerichtlichen 
Konfliktbeilegung vereinbart haben, 
sind die dort dafür benannten Rege-
lungen zu beachten. 

 

§ 25 Gerichtsstand, anwendbares 
Recht und salvatorische 
Klauseln 
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25.1 Erfüllungsort für alle Pflichten des AN 
ist der vertraglich vereinbarte Erfül-
lungsort, hilfsweise der Ort des Pro-
jekts.  

25.2 Im Falle eines Mangels ist der AN ver-
pflichtet, die mangelhafte Sache an 
dem Ort, an dem sich die Sache be-
stimmungsgemäß befindet (), zu ver-
bessern oder auszutauschen (Erfül-
lungsort für Nachbesserung). 

25.3 Gerichtsstand für sämtliche Streitig-
keiten aus diesem Vertrag ist Linz. Der 
AG ist jedoch berechtigt, den AN an 
jedem anderen zulässigen Gerichts-
stand zu verklagen. 

25.4 Alle Rechte und Pflichten aus diesem 
Vertrag bestimmen sich ausschließ-
lich nach österreichischem Recht un-
ter Ausschluss des Internationalen 
Privatrechts und des UN-Kaufrechts. 

25.5 Sollten einzelne Teile dieser Allgemei-
nen Einkaufsbedingungen für Bau- 
und Montageleistungen oder Teile 
anderer herangezogener Bestimmun-
gen rechtsunwirksam sein, so wird die 
Wirksamkeit der übrigen Bestimmun-
gen hierdurch nicht beeinträchtigt.  

An die Stelle der unwirksamen Klausel 
tritt die nach Gesetz und Rechtspre-
chung nächstliegende, zulässige 
Klausel, die den wirtschaftlichen und 
rechtlichen Sinn in nächstliegender, 
maximal zulässiger Weise regelt. 


